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Vorwort

Liebe Leser, 
liebe MIT-Streiter,

in unserer Ausgabe zum Jahreswechsel 
22/23 brachten wir unseren Optimis-
mus zum Ausdruck, der Sinnbild für 
mittelständisches Denken und Handeln 
ist. Zwölf Monate später hat es die Poli-
tik fertiggebracht, diesen Grundpfeiler 
schwer zu beschädigen. Immer mehr Be-
triebe geben auf oder wandern aus – und 
mit ihnen tausende hochqualifizierte 
Fachkräfte.

Die Ampel hat Deutschland zum 
Sanierungsfall gemacht. Sie hat Staats-
ausgaben und Inflation angefeuert, Frei-
heit reduziert sowie das Land mit jeder 
Krise mehr gespalten. Dies hat extre-
men Randparteien Tür und Tor geöffnet. 
Die FDP mag Schlimmeres verhindert 
haben, doch hat sie sich zu oft verkauft. 
Damit hat sie eine große Chance und viel 
Wählergunst verspielt.

Gleichzeitig rüsten die globalen Wett-
bewerber auf. Die sich ausbreitenden 
BRICS-Staaten sind hierfür ein Zeichen. 
Den Kalten Krieg, den wir in der Reagan-
Ära gewonnen haben, beleben wir uns 
gerade dank der Untätigkeit und der – ja, 

ich spreche es aus – Unfähigkeit unse-
rer Politiker durch die Hintertür wieder. 
Aber Hauptsache die Frauenquote auf 
der Europawahlliste stimmt und Ursula 
von der Leyen erhält im Weißen Haus 
ein Blümchen. Konkrete Inhalte zur Stär-
kung unserer Wettbewerbsfähigkeit, 
Wirtschaftskompetenz und eine geo-
politische Gesamtstrategie sucht man 
vergebens.

Grundsätzlich hat die CDU mit Carsten 
Linnemann wieder an Profil zugelegt, 
was sich auch endlich an Umfrage-
werten zeigt – wenn Merz nicht wieder 
bei kleinstem Gegenwind zurückrudert. 
Sie hat erkannt, dass es Werte und klare 
Kante braucht, aber eben auch Mut, un-
bequeme Dinge anzupacken und gegen 
eine dekadente, jedoch lautstarke und 
medial unterstützte linke Minderheit 
durchzusetzen. 

Manuel Hagel postete im Oktober, dass 
er politisch interessierte Unternehmer, 
die Klartext sprechen, „klasse“ fände und 
er sich dies häufiger wünsche. Beides fin-
det er in der MIT Baden-Württemberg. 

Wir rechnen also mit einer besonders 
engen und fruchtbaren Zusammenarbeit.

Dies soll somit unser Ziel für 2024 sein. 
Weiter unsere Inhalte fördern, den Fin-
ger in die Wunde legen und mutig und 
beharrlich für das Richtige kämpfen – für 
Eigentum, Recht und Freiheit. Die An-
sätze liegen auf dem Tisch. Dafür brau-
chen wir aber Politiker, die nicht nur 
Reden schwingen und für Instagram-
Fotos posieren, sondern die es auch 
„klasse“ finden, schwere Kämpfe für die 
Zukunft des Mittelstands zu führen. Es 
geht um unsere Existenz!

Ich wünsche Ihnen somit ein gutes, 
kämpferisches aber vor allem gesundes 
Jahr 2024. Bleiben Sie uns gewogen.

Ihr
Bastian Atzger

Dr. Bastian Atzger,  
Landesvorsitzender der MIT Baden-Württemberg
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Die Automobilwirtschaft und damit 
insbesondere der Automobilhandel in 
Deutschland befinden sich derzeit in 
einer größeren Transformation. Bedingt 
durch die strengeren Normvorgaben 
der Europäischen Union bezüglich der 
Emissions- und Verbrauchswerte, setzt 
gezwungenermaßen die deutsche Auto-
mobilindustrie zunehmend auf den 
Bau von alternativen Antriebstechno-
logien. Die Einhaltung bestimmter 
Nachhaltigkeits- und Klimaziele be-

reits in der Produktion erfordern im-
mense Investitionen in Entwicklung 
und Forschung. Sowohl die Produktion 
an sich als auch das fertige Automobil 
sollen energie- und verbrauchsarm 
ausgerichtet sein. Mit dem Emissions-
handel steht der Automobilindustrie 
zwar ein ausgleichendes Finanzierungs-
modell zur Verfügung. Können jedoch 
die deutschen Autobauer die EU-weit 
geltenden Richtlinien zur Einhaltung 
der CO2-Grenzwerte mit ihrem Ausbau 

an alternativen Automobilen im Modell-
mix nicht erreichen, drohen ihnen hohe 
Strafzahlungen.

Sowohl die Erhöhung der CO2-Steuer 
in 2024, als auch die gestiegenen Roh-
stoff- sowie Energiepreise wirken wie die 
Gesamtheit aller Transformationskosten 
erhöhend auf die Preisentwicklung für 
Neuwagen, Ersatzteile und Datentrans-
ferleistungen aus. Aufgrund dessen ist 
die Nachfrage nach Gebrauchtwagen 
einerseits und sind andererseits auch 
deren Preise gestiegen. Die Endver-
braucher fahren nun im Durchschnitt 
deutlich länger ein Automobil als noch 
vor einigen Jahren. Laut KBA liegt die 
derzeitige Haltedauer für Pkw bei bis zu 
10 Jahren im Durchschnitt. 

Manuela Böhler-Szmerlowski, Geschäftsleitung 
Autopark Böhler, Schopfheim und Vorsitzende des 
Handelsausschusses der IHK Hochrhein-Bodensee

Lkw-Maut und CO2-
Steuer als Inflations-
treiber in der Auto-
mobilwirtschaft

Schwerpunkt

Durchschnittliche Haltedauer von Pkw in Deutschland von 1960-2023 (in Jahren)

Quelle: Statista, Stand 03/2023
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Die Kaufentscheidung für Neuwagen soll 
auch mit der CO2-Steuer zu klimafreund-
lichen Antriebs- und Heizarten hingelenkt 
werden. So soll die Nachfrage nach der-
artigen alternativen Automobilen deut-
lich gesteigert werden bis zur Klimaziel-
marke in 2030. Allerdings zeichnet sich 
derzeit ab, dass die Wunschzielmarke von 
50 % Marktanteil der Elektromobile an 
Neuzulassungen erst einige Jahre später 
erreicht werden kann, sollte der Netz-
ausbau und die Lade-Infrastruktur mit den 
Absatzzahlen in Deutschland korrelieren.

Viele Unternehmen sehen sich nicht 
nur stetig steigenden Preisen gegen-
überstehen, sondern viele andere Wirt-
schaftsfaktoren ändern sich derzeit 
immer schneller und radikaler. Damit 
steigt die Krisenanfälligkeit der Unter-
nehmen. Es ist von einer Zunahme an In-
solvenzen und einer Abnahme an famili-
engeführten Unternehmen auszugehen. 
KMU-Betriebe sehen sich darüber hinaus 
konfrontiert mit einer zunehmenden 
Marktmacht von großen Unternehmens-
konzernen. Dies zeigt sich auch im Auto-
mobilhandel. Viele kleine Autohäuser 
verschwinden oder werden von größe-
ren Autohandelsgruppen übernommen. 
Nur noch größere Autohandelsgruppen 
können langfristig die gestiegenen Kos-
ten und Preise auffangen und am Markt 
wettbewerbsfähig agieren.

Eine Investition in einen Neuwagenkauf 
führt aus Verbrauchersicht zu einer Ab-
wägung zwischen Notwendigkeit und 
Luxusbedürfnis. Mobilität ist zwar immer 
noch sehr stark individuell ausgerichtet, 
wird jedoch klimapolitisch zunehmend 
vernetzter und als Massenverkehr gedacht 
in Abhängigkeit von veränderten Bedar-
fen. So wird der ÖPNV aktuell als Sammel-
mobilität on Demand vorangetrieben und 
ausgebaut. Des Weiteren wird zunehmend 
auf vernetzte Mobilitätskonzepte be-
stehend aus kleinen individuellen Ein-
heiten (E-Bike, Scooter etc.) gekoppelt an 
ÖPNV oder an Sharing-Systeme gesetzt. 

Die Bundesregierung hat im Sommer 
dieses Jahres beschlossen, einer EU-
Vorgabe zu folgen. Die Lkw-Maut wird 
deshalb ab Dezember an die Höhe des 
CO2-Ausstoßes gekoppelt. Damit sehen 
sich sämtliche Speditionen in Deutsch-

land mit enormen Kosten für die Stra-
ßen-Maut konfrontiert. Sie zahlen für 
die Infrastruktur, die Luftverschmutzung 
und Lärmbelastung und nun auch für 
den CO2-Ausstoß, ohne dass jedoch 
der Schienengüterverkehr in adäquater 
Weise ausgebaut wurde. Somit verbleibt 
den Speditionen weiterhin der Haupt-
transportweg per Straße. 

Für eine klimafreundliche Transformation 
des Güterverkehrs bedarf es eines Aus-
baus des Tanknetzes für alternative Nutz-
fahrzeugantriebe sowie des Ausbaus 
einer digitalen vernetzten Verkehrsinfra-
struktur. Die Erhöhung der Lkw-Maut in 
Deutschland wird folglich das derzeitige 
Umlageverfahren manifestieren, indem 
die Speditionen die erhöhten Kosten an 
die zu beliefernden Unternehmen weiter-
berechnen, und diese geben wiederum 
die Steigerung an deren Handelspartner 
und an die Endverbraucher weiter. 

Der Weg hin zu einem klimafreundlichen 
emissionsarmen Güter- und Straßenver-
kehr in Deutschland erfordert noch viel 
Durchhaltevermögen aller Verkehrs-
akteure und der hier in Deutschland 
überwiegend produzierenden Unter-
nehmen. Die derzeitigen Preistreiber 
werden nicht durch adäquate Förder-
programme aufgefangen und kurbeln 
folglich die derzeitige Inflation noch an. 
Ein Ende dieser Preisspirale ist ange-
sichts des zu erzielenden Stadiums an 
Transformation nicht eindeutig veri-
fizierbar, aber für die deutsche Wirt-
schaftskraft um so wichtiger, je länger 
der Transformationsprozess dauert. 

Manuela Böhler-Szmerlowski, 

manuela.boehler@autopark-boehler.de,

autopark-boehler.de

Quelle: DLR, stand 03/2022

Wir setzen Ihre Maschine auf den Punkt.

Kierdorf & Söhne GmbH
76676 Graben-Neudorf

>> kierdorf-soehne.de
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Die Inflation belastet nicht nur die Verbraucher, sondern auch 
die Unternehmen. Die Spitzenverbände der deutschen Wirt-
schaft blicken mit Sorge auf die Lage der Konjunktur. 

Die Inflation lässt  
Deutschlands Wirtschaft  

schrumpfen

Am 6. Oktober 2023 berichtete die Tagesschau, dass die Bundes-
regierung mittlerweile von einem Rückgang der deutschen Wirt-
schaftsleistung von 0,4 Prozentpunkten gegenüber dem Vorjahr 
ausgeht. Damit wird die gemeinschaftliche Prognose der füh-
renden Wirtschaftsinstitute wie z. B. dem Münchner Ifo-Institut, 
dem Kieler IfW, dem RWI in Essen, dem IWH in Halle und dem 
Berliner DIW bestätigt, die der Ampelregierung sogar einen 
0,6 - prozentigen Leistungsrückgang bescheinigen. Die Gründe 
dafür sind eng verzahnt. Die Corona-Pandemie und der Krieg 
in der Ukraine sind zwei veritable Krisensituationen, die unse-
rem im- und exportabhängigen Wirtschaftsstandort das Leben 

Die Digitalisierung 
kann die Inflation  
bekämpfen

Dietrich Eberhardt, IT-Strategieberater, Beisitzer im MIT-Landesvorstand und 
Kreisvorsitzender der MIT Lörrach

Frei geplante Architektenhäuser. Für Menschen, die ihren eigenen 
Weg gehen. Vor allem wenn es um die Gestaltung ihres Zuhauses 
geht.

... Ideen keine Grenzen zu setzen.

Freiheit heißt, ...

weberhaus.de
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schwer machen. Die Versorgung mit Roh-
stoffen und Vorprodukten aus dem Aus-
land funktioniert nicht mehr wie gewohnt 
und treibt durch deren Verknappung die 
Preise für diese Güter in die Höhe. Besonders 
hart trifft unsere Wirtschaft der massive Anstieg 
der Energiepreise, weil die preisgünstigen Erdöl- 
und Erdgasimporte aus Russland quasi schlagartig 
ausgeblieben sind. Der Fachkräftemangel nimmt zu, die 
Zinsen und die Preise steigen, was sich nachteilig auf unsere 
Exportsituation und unseren Inlandskonsum auswirkt. Und zu-
sätzlich wird die Inflation noch durch eine überbordende Büro-
kratie und Regelungswut in Deutschland angeheizt. Am 5. Ok-
tober 2023 berichtete die Wirtschaftsauskunftei »Creditreform« 
dass mit 8500 Fällen die Zahl der Firmenpleiten schon im ersten 
Halbjahr 2023 um 20 Prozent höher gelegen sei als zur selben 
Zeit im Vorjahr. Und auch in den nächsten zwei Jahren dürften 
diese Zahlen noch kontinuierlich ansteigen, ehe es dann zu einer 
Normalisierung käme. In kurzer Zeit ist Deutschland in der Rang-
liste der attraktiven Wirtschaftsstandorte auf einen der letzten 
Plätze abgerutscht. In der Januar-Ausgabe des »Länderindex 
Familienunternehmen« belegt die Bundesrepublik den 18. Platz 
unter den 21 Industrieländern. Damit schneidet Deutschland 
vier Plätze schlechter ab als 2020. Spitzenreiter sind die USA, 
gefolgt von Kanada und Schweden. Hinter Deutschland liegen 
nur Ungarn, Spanien und Italien. Eine baldige Erholung scheint 

dabei nicht in Sicht zu sein, denn die Gründe für den wirtschaft-
lichen Abwärtstrend sind so vielfältig wie komplex. Es geht nicht 
nur um eine konjunkturelle Herausforderung, die vielleicht mit 
wirtschaftlichen Förderprogrammen, Subventionen und Steuer-
senkungen gemeistert werden kann. Vielmehr handelt es sich um 
ein strukturelles Standortproblem, das unsere Wirtschaft zurück-
fallen lässt und deshalb dringend neue Lösungsansätze benötigt. 
Bei den Energiekosten, dem Fachkräftemangel, dem Ausbildungs-
system, der Bürokratie und der Digitalisierung hat Deutschland 
einen großen Problemlösungsbedarf, der nicht mit ideologie-
politischen Maßnahmen übertüncht werden darf, wenn es weiter 
eine bedeutende Rolle unter den führenden Wirtschaftsnationen 
spielen will. Bei dieser ökonomischen Standorttransformation 
spielt die schnelle Inflationsbekämpfung eine wesentliche Rolle 
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und die Digitalisierung kann dazu auf verschiedene Weisen bei-
tragen. Das Internet ermöglicht es Verbrauchern, Preise leicht zu 
vergleichen und das beste Angebot zu finden. Dies zwingt Unter-
nehmen, wettbewerbsfähige Preise anzubieten, um Kunden zu 
gewinnen und zu halten.

Die Digitalisierung  
als schnelle Chance zur Inflationsbekämpfung

Weil sie gegen die in- und ausländische Konkurrenz bestehen müs-
sen, können viele Unternehmen ihre gestiegenen Produktions-
kosten durch höhere Verkaufspreise an ihre Kunden nicht ohne 

Weiteres durchreichen. Vielmehr müssen sie ihre 
Produktionsprozesse effizienter gestalten, was 
durch den Einsatz digitaler Technologien wie 
Automatisierung, künstliche Intelligenz und IoT 
(Internet der Dinge) erreicht werden kann. Das 
senkt die Produktionskosten und verhindert Preis-
anstiege aufgrund von ineffizienten Abläufen. In 
der Absatzwirtschaft verändern E-Commerce und 

Online-Handel die traditionellen Mechanismen. 
Durch den Online-Handel können Produkte effizi-

enter und in größeren Mengen verkauft werden, was 
die Kosteneffizienz erhöht. Außerdem ermöglicht der 

Online-Handel es Unternehmen, in größeren Märkten 
zu operieren und von Skaleneffekten zu profitieren. Die 

Entwicklung der Zahlungssysteme schreitet voran. Digitale 
Zahlungsmethoden wie Kreditkarten, mobile Zahlungen und 

Kryptowährungen ermöglichen schnellere und kostengünstigere 
Transaktionen im Vergleich zu traditionellen Zahlungsmethoden. 
Dies reduziert die Transaktions-kosten für Unternehmen. Spä-
testens seit der Coronakrise ist die Stabilisierung und die Opti-
mierung der Lieferketten ein ganz wichtiges Thema. Durch den 
Einsatz digitaler Technologien wie IoT-Sensoren können Unter-
nehmen ihre Lieferketten besser überwachen und optimieren und 
im Falle einer Unterbrechung leichter neu ausrichten. Dies kann 
zu geringeren Lagerbeständen, geringeren Lagerkosten und einer 
insgesamt effizienteren Logistik führen. Die Anpassung an Nach-
frageänderungen wird auch erleichtert. Digitale Technologien 
ermöglichen es den Unter-nehmen, besser auf Veränderungen 
in der Nachfrage zu reagieren. Sie ermöglichen eine schnelle 
Produktionsanpassung, um Über- oder Fehlproduktionen zu ver-
meiden. Damit wird der Preisdruck reduziert. Gerade in den Zei-
ten der hohen und wettbewerbsgefährdenden Energiepreise ist 
eine effizientere Ressourcennutzung unerlässlich. Hier kann die 
Informationstechnologie zu Energieeinsparungen in der Produk-
tion beitragen und durch den Einsatz von Datenanalysen die Op-
timierung von Betriebsprozessen vorantreiben. Kommunikations-, 

Gebrüder Rückert GmbH & Co. KG ▪ 78559 Gosheim

FLACHDACH. FASSADE.
PHOTOVOLTAIK. FANTASTISCH.

Als einer der großen Komplett anbieter in Süddeutschland 
entwickeln wir Superkräft e rundum Neubau, Sanierung 
und Wartung Ihrer Gebäudehülle. Mehr dazu im Internet:

www.gebrueder-rueckert.de 

RUE049_AZ_Jubilaeum_Wirtschaftsforum_220715_ene.indd   1RUE049_AZ_Jubilaeum_Wirtschaftsforum_220715_ene.indd   1 15.07.2022   08:51:0715.07.2022   08:51:07
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Dokumentations- und Prozessverfahren, die bisher noch sehr oft 
papierorientiert eingesetzt werden, können durch den Einsatz digi-
taler Methoden beschleunigt und fehlersicherer gemacht werden, 
was zu einer Reduktion in den Verwaltungskosten, die in vielen Fäl-
len durch die staatlich auferlegten Bürokratieexzesse aufgebläht 
werden, führen kann.

Die Digitalisierung muss  
für alle Unternehmen verfügbar sein

Nicht jedes Unternehmen kann im gleichen Maße und in gleicher 
Geschwindigkeit seine digitale Aufrüstung vorantreiben. Generell 
tun sich die großen Unternehmen leichter, weil sie schon meist 
über eigene IT-Abteilungen verfügen und die dazu benötigten 
Fachkräfte an Bord haben. Kleine und mittelständische Betriebe 
haben es hier schwerer. Ihnen fehlt oft das das Fachwissen und das 
Investitionskapital, um die für die Digitalisierung geeigneten Be-
triebsstrukturen aufzubauen und zu betreiben. Für sie ist es auch 
schwieriger, die dazu nötigen Fachkräfte zu finden und an sich zu 
binden. Um den Mangel an EDV-Fachkräften zu lindern, muss der 
Nachwuchs an den Fach- und Weiterbildungseinrichtungen inten-
siv gefördert, und der Zuzug von geeigneten Fachkräften aus dem 
Ausland vereinfacht und attraktiver gemacht werden. Die techni-
sche Infrastruktur für eine schnelle und bandbreitenintensive 
Informationsübertragung, wie z. B. die Glasfasertechnologie, muss 
weiter ausgebaut werden. Gerade im ländlichen Raum muss die-
ser Ausbau mit erhöhter Geschwindigkeit vorangetrieben werden, 
damit die dortigen Unternehmensstandorte zumindest erhalten 
bleiben oder sogar weiter ausgebaut werden können. Je schneller 
Deutschland im Vergleich zu anderen Industrienationen beim 
Ausbau seiner Netzinfrastruktur aufholt, desto größer fällt der 
Beitrag der Digitalisierung zur Effizienzsteigerung in den Be-
trieben aus. Dadurch kann die Inflation gedämpft und der deut-
sche Wirtschaftsstandort gestärkt werden. 

Dietrich Eberhardt,

dietrich.eberhardt@itrc.de

KOMFORT SPÜREN. 
NACHHALTIG
EINRICHTEN.

www.rovo.de
Völkle Bürostühle GmbH

72290 Loßburg

Design

R22R22DER
NEUE

Das neue Bürostuhl-
programm R22 überzeugt 
mit ergonomischer Funk-

tionalität, erstklassigem 
Sitzkomfort und einem 
nachhaltigen Material-

konzept.
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Bei der Expertenanhörung zur Ände-
rung des Mautrechts im Verkehrsaus-
schuss des Bundestags Ende September 
prallten die gegensätzlichen Ansichten 
zum Mautgesetz- Entwurf der Bundes-
regierung noch einmal mit voller Wucht 
aufeinander. Unklar war bei Redaktions-
schluss am 26. September aber noch, 
ob der Verkehrsausschuss schon 

am 27. September seine Beschluss-
empfehlung für das Bundestags- Die 
neue CO2-Abgabe der Lkw-Maut soll 
laut Gesetzentwurf zum 01.12.2023 ein-
geführt werden Neue Mautsätze heftig 
umstritten Während die Umwelt- und 
Eisenbahnverbände die geplante drasti-
sche Mauterhöhung weiterhin als rich-
tig betrachten, befürchtet das Lkw-na-

Neue Mautsätze  
heftig umstritten
Während die Umwelt- und Eisenbahnverbände die geplante drastische Mauterhöhung 

weiterhin als richtig betrachten, befürchtet das Lkw-nahe Logistikgewerbe ein Massen-

sterben von kleinen Lkw-Fuhrunternehmen, schon allein wegen der Notwendigkeit, die 

Maut vorzufinanzieren.

 
In Kürze 

Die geplanten neuen Mautsätze 
bedeuten neben der finanziellen 
Mehrbelastung auch einen höheren 
Liquiditätsbedarf für Lkw-Fuhr-
unternehmen. Ein Lösung für die 
Doppelbelastung aus CO2-Abgabe 
auf die Maut und CO2-Zuschlag auf 
Kraftstoffe ist nicht in Sicht.
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he Logistikgewerbe ein Massensterben 
von kleinen Lkw-Fuhrunternehmen, 
schon allein wegen der Notwendigkeit, 
die Maut vorzufinanzieren. Herr Loeff-
ler/stock.adobe.com 12 20/2023 Ver-
kehrsRUNDSCHAU Politik + Wirtschaft 
Bericht aus Berlin Plenum abgibt. Die 
Tagesordnung sah es jedenfalls so vor. 
Damit wäre es möglich, schon am 28. 
September im Plenum abzustimmen.
Ein Oppositionsabgeordneter unkte 
aber gegenüber der VerkehrsRund-
schau, dass die Abstimmung im Aus-
schuss möglicherweise noch einmal ver-
schoben wird – dann vermutlich auf die 
zweite Oktoberwoche.
Der Ausschussvorsitzende Udo Schief-
ner (SPD) hielt sich auf Nachfrage ex-
trem bedeckt, an welchen Stellen des 
Gesetzes es möglicherweise noch Än-
derungen geben könnte. „Wir werden 
die Anhörung jetzt noch einmal auf uns 
wirken lassen“, sagte er lediglich.

Voraussetzungen  
noch nicht gegeben

Die Logistikverbände BGL und DSLV 
stehen zwar grundsätzlich hinter dem 
Anliegen, über die CO2-Maut Anreize 
für klimafreundlichen Straßengüter-
verkehr zu schaffen, halten aber das 
geplante Inkrafttreten für deutlich ver-
früht. Mit elektrischen Fernverkehrs-
Lkw in nennenswerten Stückzahlen 
sei erst ab 2024 zu rechnen, leistungs-
fähige Ladeinfrastruktur zum Zwischen-
laden – die sogenannten Megacharger 

– entlang der Hauptrouten fehlten noch 
vollständig. Selbst im Elektromobilitäts- 
Vorreiterland Norwegen gebe es aktuell 
nur zwei Megacharger-Standorte, gab 
Dirk Engelhardt vom Bundesverband 
Güterkraftverkehr Logistik und Ent-
sorgung (BGL) zu bedenken. Kim Kohl-
meyer vom Verkehrs- Umweltverband 
Transport & Environment (T&E) hielt 
dem entgegen, dass alle großen Lkw-
Hersteller schon jetzt oder spätestens 
ab dem Jahr 2024 vollelektrische schwe-
re Lkw anbieten. 
Der BGL plädierte dafür, die CO2-Maut 
zum 1. Januar 2025 mit einem Stufen-
modell zu starten, das Fahrzeugver-
fügbarkeit und Infrastrukturverfügbar-
keit Rechnung trägt und mit 8 Cent/
Kilometer beginnt. Frank Huster vom 
Bundesverband Spedition und Logistik 
(DSLV) verwies zusätzlich darauf, dass 
drei bis vier Jahre für die Lernkurve beim 
Einsatz von Elektro-Lkw eingeplant wer-
den sollten. Als „absolute Katastrophe“ 
bezeichnete Engelhardt das geplante 
Inkrafttreten der Mautänderung zum 
1. Dezember 2023, „mitten im Weih-
nachtsgeschäft“. Er verwies auf die 
branchenüblichen Verträge für jeweils 
ein Kalenderjahr. Wenn die Koalition die 
CO2-Maut unbedingt zeitnah einführen 

wolle, sollte sie den Start wenigstens 
auf den 1. Januar 2024 verschieben.

Unternehmer müssen vorfinanzieren 

Ein neuer Aspekt, der in der An-
hörung zur Sprache kam, war die Vor-
finanzierung der Lkw-Maut durch die 
Fuhrunternehmer. „Viele unserer Mit-
glieder überlegen
aufzugeben, weil sie die Liquidität nicht 
beschaffen können“, sagte Thomas 
Hansche vom Bundesverband Logistik 
und Verkehr-pro (BLV-pro). Das Ver-
fahren sieht mehrere Wege vor: Je nach 
Variante muss die Maut vorab (Prepaid), 
zum Monatsende (Lastschrift) oder spä-
testens im Laufe des Folgemonats (Tank-
karte) abgeführt werden, während sich 
die Verlader Zahlungsziele von 30 bis 
90 Tagen einräumen lassen. Toll-Collect-
Chef Gerhard Schulz ließ in dieser Frage 
aber Beweglichkeit durchblicken: Wenn 
das Bundesamt für Logistik und Mobili-
tät (BALM) und das Bundesverkehrs-
ministerium (BMDV) zustimmten, könne 
man das Zahlungsziel für die Maut auch 
auf 30 oder 60 Tage verlängern.

Doppelbelastung

Einmütig mahnten BGL, DSLV und 
BLVpro sowie der Rechtsprofessor Mat-
thias Knauff von der Universität Jena 
an, die Doppelbelastung durch die CO2-
Abgabe auf die Maut und den CO2-Zu-

26,6   
Milliarden Euro sollen die  

Mehreinnahmen des Bundes  
von 2024 bis 2027 durch die  

CO2-Differenzierung betragen.
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schlag auf Kraftstoffe gemäß Brenn-
stoffemissionshandelsgesetz (BEHG) zu 
vermeiden, wie es im Übrigen auch im 
Koalitionsvertrag versprochen worden 
sei. Unisono plädierten sie dafür, CO2-
Kosten ausschließlich auf die Maut auf-
zuschlagen, denn der CO2-Abgabe auf 
Kraftstoffe könnten sich gebietsfremde 
Unternehmer durch Tanken im Ausland 
entziehen. 

Leider sei der Zeitpunkt, an dem man wie 
in anderen EU-Ländern Gewerbediesel 
hätte einführen können, verpasst worden. 
Jetzt bleibe nur noch eine bürokratische 
Lösung, zum Beispiel Erstattungs-
anträge durch die Tankkarten-Aussteller. 
DSLVHauptgeschäftsführer Huster kriti-
sierte, dass sich die Politik einer Lösung 
mit dem Hinweis auf die Kompliziert-
heit verweigere. „Wenn das so schwierig 

ist, frage ich mich, warum man es in den 
Koalitionsvertrag hineingeschrieben hat.“ 

Was zahlt der Verbraucher? 

Regen Streit gab es um das Volumen der 
Mehrbelastung für den Verbraucher. 
Während bei der Umrechnung auf einen 
Kasten Bier die Zahlen von BGL und 
„Güterbahnen“ deutlich auseinander 
lagen, blieb Frank Husters Feststellung 
unwidersprochen, dass 7,6 Milliarden 
Euro einer Mehrwertsteuererhöhung um 
rund 0,5 Prozentpunkte entsprechen. 
„Keine im Bundestag vertretene Partei 
würde es im gegenwärtigen wirtschaft-
lichen Umfeld wagen, einen solchen 
Schritt zu gehen“, sagte er. 

Matthias Roeser, freier Journalist 

Wir danken Heinrich Vogel TECVIA GmbH für die 

Genehmigung der Veröffentlichung des Artikels 

aus der Verkehrsrundschau Ausgabe 20/2023

NATÜRLICH, NACHHALTIG, REGIONAL:  
DOLD HOLZWERKE GMBH -  

MITTELSTAND MIT ZUKUNFT!
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Die Ampel-Regierung stellt das Signal 
auf Transportkosten–Verteuerung. Ende 
Oktober erst beschlossen, erhöht sich 
die LKW-Maut auf Bundesstraßen und 
Autobahnen in Deutschland ab 1.Dezem-
ber auf fast das Doppelte. Von 19 Cent 
je Kilometer auf 34 Cent je Kilometer für 
Standard-5-Achs-Lastzüge. 

Ab 1. Juli kommen dann auch die Fahr-
zeuge von 3,5to – 7,5to dazu. Dann 
rechnet die Bundesregierung mit einer 
Verdopplung der Mauteinnahmen von 
8 Milliarden Euro auf 16 Milliarden Euro 
pro Jahr. 

Damit hat sie den von der EU vor-
gegebenen Spielraum zur Auslastung von 
CO2 -Kosten von max. 200,- Euro/to Co2 
voll ausgeschöpft. 

Mittelfristig soll die Maut die Einsatz-
kosten für Diesel-LKW so stark erhöhen, 
dass die Branche freiwillig auf batterie-
elektrische LKW (Stromer) umsteigt. 
Kurzfristig läuft das Ziel ins Leere, weil 
es weder eine signifikante Menge Elek-

tro-LKW, noch Lademöglichkeiten gibt. 
Damit trägt die Erhöhung der LKW-Maut 
zur „Klimainflation“ bei. Das heißt, die 
Transportunternehmer sind gezwungen, 
die Mauterhöhung, die 

10 % der bisherigen LKW-Gesamtkosten 
ausmacht, mit einer 10 %-igen Preis-
erhöhung an deren Kunden weiterzu-
reichen. Es wird mit einer Preissteigerung 
für alle Güter von 0,5 % gerechnet, die 

Roland Rüdinger, Geschäftsführer Rüdinger  
Spedition und Kreisvorsitzender MIT Hohenlohe

LKW-Mauterhöhung 
ab 1. Dezember 2023

STAHLBAU
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damit Teil der Inflation aus politischen 
Klimaschutzvorschriften, kurz Klima-
inflation, wird. Die Einnahmen sollen zur 
Sanierung der Schiene verwendet werden.

Der Autor ist der Ansicht, dass ein Teil der 
Zusatzeinnahmen für den Ausbau und Pfle-
ge der Toiletteninfrastruktur einzusetzen 

wäre. Wenn die Benutzung von 100 km 
Autobahn 34 Euro kostet, sollte auch eine 
Toilette für die LKW-Fahrer drin sein. Min-
destens alle 20 Kilometer sollte es einen 
Parkplatz mit Toilette geben. Das wären 
bei fließendem Verkehr max. 15 Minuten 
bis zur nächsten Toilette. In Gebäuden ist 
die Vorschrift max. 100 m bis zur Toilette.

Sind wir das unserer Versorgung mit Gü-
tern schuldig? 

Roland Rüdinger,

r.ruedinger@ruedinger.de,

spedition-ruedinger.de
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„Wir haben Glück gehabt“ betonte der 
ehemalige Regierende Bürgermeister von 
Berlin, Eberhard Diepgen, bei seiner Fest-
rede mehrmals. Glück, dass insbesondere 
der damalige Staatspräsident der Sowjet-
union, Michail Gorbatschow, aber auch 
der damalige US-Präsident Georg Busch 
die Wiedervereinigung auch gegen die 
Skeptiker befürwortet und den Zwei-
plus-Vier-Vertrag ermöglicht haben.

Es dürfte wohl die einzige Veranstaltung 
dieser Art in der Bundesrepublik sein: Ein 
Festakt zum Tag der Deutschen Einheit 
auf kommunaler Ebene. Bereits zum 33. 
Mal richteten die CDU-Kreisverbände und 
Gemeinderatsfraktionen der Schwester-
städte Mannheim und Ludwigshafen 
einen solchen Festakt über die Grenzen 
der Bundesländer hinweg aus.

Aber auch kritische Töne schlug Fest-
redner Diepgen an. Er hinterfragte, ob 
Ost und West tatsächlich schon zu-
sammengewachsen seien. Man solle 
nicht immer die Gegensätze hervorheben 
oder gar von einer Kolonialisierung des 

Ostens reden. Auch wenn manches nur 
langsam voranginge, so sei es falsch, alles 
nur unter ökologischen Gesichtspunkten 
zu betrachten. Man müsse auch die Be-
lastung und die Seele der Menschen im 
Osten berücksichtigen, sonst sei eine 
emotionale Spaltung der Menschen in 
der Bundesrepublik zu befürchten.

Der Mannheimer CDU-Kreisvorsitzende, 
Christian Hötting, betonte, dass der Tag 
der Deutschen Einheit und die Wieder-
vereinigung ein Tag der Dankbarkeit und 
Freude sei. Aber auch er stellte fest, dass 
sich ein einheitliches Staatsgefühl noch 
nicht bei allen eingestellt habe. Claudius 
Kranz, Fraktionsvorsitzender der CDU-
Gemeinderatsfraktion Mannheim, be-
tonte, dass sich die Regionen im Osten 
hervorragend entwickelt hätten und 
dort blühende Landschaften entstanden 
seien.

Anschließend lud die MIT Mannheim zum 
festlichen Empfang ein. Hier gab es die 
Gelegenheit, mit Eberhard Diepgen, aber 
auch mit den anwesenden Vertretern der 

Politik, Wirtschaft und Gesellschaft ins 
Gespräch zu kommen. „Bei den Ge-
sprächen standen die Sorgen und Nöte 
der Mittelständler, wie Fachkräftemangel, 
die hohen Preise und die immer größer 
werdenden Bürokratiean for de rungen im 
Mittelpunkt“, so der Kreisvorsitzende der 
MIT Mannheim und Stadtrat, Alexander 
Fleck. „Die Politik gerade auf Bundes-
ebene muss solidarisch zum Mittelstand 
und der Wirtschaft stehen. Auch reicht es 
nicht, immer nur vom Bürokratieabbau in 
Sonntagsreden zu sprechen, sondern es 
gilt, diesen auch endlich anzugehen. Wir 
müssen ernst nehmen, dass Mittelständler 
existenzielle Zukunftssorgen haben. Wir 
als MIT müssen verlässliche Ansprech-
partner und Sprachrohr des Mittelstandes 
sein und das wirtschaftspolitische Ge-
wissen der Union bleiben“, so Fleck ab-
schließend. 

Alexander Fleck (Kreisvorsitzender),

alexander.fleck@t-online.de,

mit-mannheim.de

„Wir haben 
Glück  
gehabt“
Festakt zum Tag der Deutschen Einheit  

in Mannheim

Aus den Kreisen & Bezirken
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Am Abend des 20. Septembers dis-
kutierten Dr. Enno Littman, Liangchen Lu, 
Prof. Dr. Mühlhahn und Hennig Vogel-
sang moderiert von Bernhard Weber 
(siehe Bild 1) im See-Campus der Zep-
plin-Universität über dieses Thema. 

Zu diesem Thema hatten die Mittel-
stands- und Wirtschaftsunion der CDU, 
Kreisverband Bodensee (MIT-Bodensee-
kreis - Startseite), und in Partnerschaft 
das China-Netzwerk Baden-Württemberg 
(Start | CNBW (china-bw.net)) eingeladen. 
Die Diskussion untereinander und 
mit dem Publikum drehte sich um die 
Schwerpunkte:
• Verhältnis zwischen China und USA
• Verhältnis zwischen China und 

Deutschland

• wirtschaftliche und politische Randbe-
dingungen in Deutschland und China

• was erwartet deutsche Unternehmer 
in China

• was erwartet chinesische Unter-
nehmer in Deutschland.

Bernhard Weber eröffnet die Diskussion 
mit einer Frage zum ersten Thema. 
Prof. Mühlhahn schildert die Situation 
auch aus seiner Erfahrung durch viele Be-
suche in China: die Zunahme von Span-
nungen zwischen China und den USA sind 
schon seit einiger Zeit zu beobachten, 
schon vor Trump in der Schlussphase der 
Obama-Zeit. China wird seitens der USA 
als Wettbewerber um globalen Einfluss 
angesehen und orientiert sich an ande-
ren Werten, so dass man dem Land nicht 
mehr trauen könne. Deutschland hatte 

sehr lange nicht das Interesse, den USA 
zu folgen. Während der Merkelzeit haben 
die Regierungen Deutschlands und Chi-
nas gut zusammengearbeitet. Die neue 
Regierung der BRD hat jedoch die werte-
basierte Außenpolitik mit Vehemenz und 
damit einen Paradigmenwechsel ein-
geführt. China habe eigentlich nichts da-
gegen getan. Taktisch habe China jedoch 
mit gemeinsamen Foto Putin und Xi den 
Fehler gemacht, die Ängste des Ukraine-
krieges zu unterschätzen und dadurch 
das Misstrauen gegen China erhöht.
Die Sicht darauf, dass das Risiko unter-
nehmerischer Beziehungen für beide 
Richtungen durch die Politik, egal von 
welchem Land, unkalkulierbar sei, wird 
von allen im Lauf der Diskussion bestätigt. 
Dies geht teilweise so weit, dass manche 

„Mittelstand  
Deutschland und China -  
eine Momentaufnahme“

v.l.n.r.: Dr. E. Littman, Prof. K. Mühlhahn,  
B. Weber, L. Lu, H. Vogelsang
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deutsche Unternehmen, die eigentlich 
den Sprung nach China machen möchten, 
davor zurückschrecken.
Sowohl in China als auch in Deutschland 
haben sich die Bedingungen für Unter-
nehmen verschlechtert. In Deutschland 
hat man Sorge wegen der Inflation, in 
China wegen der Deflation. In Deutsch-
land ist der Arbeitskräftemangel in-
zwischen soweit gediehen, dass Unter-
nehmen am Bodensee kaum noch 
Mitarbeiter finden. Man bemerke auch, 
dass die Leistungsbereitschaft bei deut-
schen Mitarbeitern nicht mehr so wie frü-
her sei. In China wird noch geglaubt, dass 
man ohne gute Ausbildung und Leistung 
kein gutes Leben führen kann.
Während China in den vergangenen 
20 Jahren seine Wirtschaftspolitik an-
gelehnt an die Struktur in Deutsch-
land, die geprägt ist durch seine mittel-
ständische Industrie, aufgebaut hat, 
somit rund 40 Millionen neue, haupt-
sächlich mittelständische Firmen ent-
stehen ließ und damit einen vorher 
nicht gekannten Wohlstand erzeugt 
hat, ist das Vertrauen der chinesischen 
Bevölkerung in die Regierung durch und 
nach COVID geschwunden, das Miss-
trauen gewachsen. Hinzu kommt die 
hohe Arbeits- insbesondere die Jugend-
arbeitslosigkeit sowie die Immobilien-
blase, die in vielen Fällen die Lebens-
ersparnisse der Menschen zunichte 
gemacht hat. In einer ganz wichtigen 
Phase des Lebens können die Menschen 
keine finanziellen Grundlagen mehr bil-
den, kein Geld ansparen für eine Heirat, 
keinen Wohnungskauf tätigen. Es sind 
Störungen im konkreten Lebensablauf. 
Diese Situation wird in China noch viel 
stärker wahrgenommen als die negative 
Wirtschaftsentwicklung in Deutschland 
von Deutschen. Chinesische Firmen, 
auch frustriert von neuen „Auflagen 
zur Information“, staatlichen Prüfungen 
ausländischer Kontakte, Zahlungen ins 
Ausland, Abwanderung von Vermögens-
werten entgegen der Zusicherung der 
Regierung, investieren deshalb ver-
mehrt im Ausland. Dies in der asiati-
schen Region, aber auch bei uns. Der 
Stand von BYD auf der IAA in München 
sei, so MdL August Schuler, gefühlt 20 
mal größer gewesen als der von VW.
Chinesische Firmen wollen durchaus nach 
Europa, und hier vor allem nach Deutsch-

land kommen und hier investieren und 
auch produzieren. Dabei orientieren sie 
sich in Richtung High-Tech: die Auto-
mobilindustrie und Zulieferer sind ge-
fragt, diese und die chemische Industrie 
sind Hauptziele. Probleme sind einerseits 
die Sprache, andererseits die kulturellen 
Unterschiede. Attraktiv ist der deutsche 
Markt, weil er ein sehr stabiler Markt ist 
mit guter Technologie. Chinesische Auto-
konzerne überlegen, ob sie in Deutsch-
land Fabriken aufbauen. Dabei gehen 
sie davon aus, dass die globale Welt sich 
wieder restrukturieren wird. Dann ist für 
sie Europa und darunter Deutschland das 
wichtigste Land.
Für deutsche Unternehmer ist nach An-
sicht des gesamten Panels der chinesi-
sche Markt einer der wichtigsten. Dort 
zu sein, gebiete sich allein schon deshalb, 
weil der nächste und vermutlich sogar 
bessere Wettbewerber aus China kom-
men werde. Wenn möglich, solle man vor 
Ort sein. Die chinesische Regierung habe 
immer noch sehr starkes Interesse, west-
liche und insbesondere deutsche Firmen 
ins Land zu holen. Wohnung werden für 
ausländische Unternehmen gefördert 
(was natürlich Unmut in der chinesischen 
Bevölkerung hervorruft), auch Schulen 
und Kitas für Ausländer. Man dürfe den 
Sprung nach China allerdings nicht blau-
äugig vornehmen.
Baden-Württemberg International (Ba-
den-Württemberg International | bw-i), 
Henning Vogelsang als dessen Vertreter 
vor Ort in Nanjing (Baden-Württemberg 

International (Deutsch) – Marktein-
tritt in China: kontrolliert und effizient 
(bw-i.cn)), empfiehlt seine Organisation 
als Hilfe. Ein Unternehmen, das nach 
China gehen wolle, könne eine Person 
in der BW-i Niederlassung anstellen. 
Ein einfacher Weg also, ohne Anfangs-
investition, ohne Gründung eines Unter-
nehmens, aber man hat jemanden vor 
Ort, der die Sprache spricht, der den 
Markt sondiert. Ein einfacher Weg rein, 
und wenn man dann nach zwei oder drei 
Jahren merkt, dass es nichts ist, hat man 
nichts verloren.
Baden-Württemberg International hilft 
auch bei einem Hauptproblem, das vielen 
in China neuen Unternehmungen nicht 
so recht bewusst ist: es muss in der Folge 
Vertrauen aufgebaut werden zwischen 
den chinesischen Mitarbeitern und dem 
deutschen Management. Dabei fungiert 
Vogelsangs Organisation als Inkubator. 
In mehreren Jahren hat man so über 50 
Firmen geholfen.
Die MIT Mittelstands- und Wirtschafts-
union und in Partnerschaft das China-
Netzwerk Baden-Württemberg danken 
allen Panel-Teilnehmern für die vielen 
guten Informationen und auch praktischen 
Hilfen für Unternehmer und wirtschafts-
politisch interessierten Besucher. 

 
Dr. Hartmut Kräwinkel (Kreisvorsitzender),

info@mit-bodenseekreis.de,

mit-bodenseekreis.de

Das Panel

Podiumsdiskussion: China – Deutschland 

20.9.2023, 19 Uhr Zeppelin-Universität
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In Heilbronn entsteht Europas größ-
tes Zentrum für künstliche Intelli-
genz. Bereits 2024 soll der Spaten-
stich für erfolgen. Gemeinsam mit 
der Jungen Union traf sich die MIT 
Heilbronn mit CEO, Moritz Gräter. 

Der neue Campus ist so groß wie 
42 Fußballfelder und nach heutigen 
Plänen könnten dort einmal 5000 
Menschen arbeiten: von Forschungs-
instituten, Universitäten, Konzernen, 
Mittelständlern und Start-ups. Ein-
zige Bedingung – sie müssen künst-
liche Intelligenz entwickeln oder in 
die Anwendung bringen. Darüber 
hinaus sind Testflächen für Produk-
tion und Experimentierräume ge-
plant. Damit bietet IPAI Wirtschaft, 
Wissenschaft und öffentlichem Sektor 

MIT Heilbronn zum Gespräch im IPAI Space 

Mutige  
Investition  
in AI Campus 
sind Chance 
für Europa
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eine einzigartige Umgebung, um ge-
meinsam an KI-Lösungen zu arbeiten, 
sich zu vernetzen. Eingebettet in Heil-
bronn – und in enger Vernetzung mit 
dem Bildungscampus entsteht so ein 
europaweit einmaliges, innovations-
förderndes Ökosystem, das die An-
wendung künstlicher Intelligenz in 
Baden-Württemberg beschleunigen 
wird.

Möglich wird das durch Investitionen 
der Dieter-Schwarz-Stiftung, die den 
öffentlichen Mitteln in Höhe von 
50 Mio. Euro - nach Angaben des 
Handelsblatt - weitere 2 Milliarden 
Euro folgen lässt. Für den MIT Kreis-
vorsitzenden Thomas Schiroky ist dies 
eine einmalige Chance: „Die großen 
Tech-Unternehmen sind heute in den 
USA und in Asien. Wir brauchen mu-
tige Investitionsentscheidungen, um 
bei Zukunftstechnologien in Europa 
im Wettbewerb bestehen zu können. 
Solche Investitionen brauchen unter-
nehmerischen Mut“.

Nun gelte es, den eingeschlagenen 
Weg konsequent zu verfolgen um, das 
Projekt mit Leben zu füllen. „Hierzu 
hat IPAI die volle Unterstützung aus 
der Wirtschaftspolitik in Land, Bund 
und Europa verdient“, so Schiroky. 

Thomas Schiroky (Kreisvorsitzender),

thomas@schiroky.de,

mit-heilbronn.de

Systembau Knecht Metzingen GmbH
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Der Veranstaltungsort war mit Bedacht 
gewählt: in der aktuellen Politik schei-
nen sich manche oft im klein-klein zu 
verlieren, während anscheinend große 
Probleme ein Schattendasein führen. 
Der TK Elevator Testturm in Rottweil 
sollte somit sinnbildlich den Blick für 
das große Ganze öffnen und sich ge-
meinsam in einer offenen und an-
geregten Diskussion mit der Bundesvor-
sitzenden der Mittelstandsunion, Gitta 
Connemann MdB, lösungsorientiert 
austauschen.

Deutschland war einst die „Apotheke 
der Welt“ und ist in der Zwischenzeit 
zum Arzneistoffimporteur mutiert. Es 
sind nicht nur die verzweifelten Mütter, 
die händeringend sich um Husten- oder 
Fiebersaft für ihre Kinder sorgen, sondern 
auch Langzeitkranke, die sich rechtzeitig 
um Antibiotika, Herz- oder Blutdruck-
mittel kümmern müssen oder Kliniken, 
deren Planung von Verfügbarkeit von 
unterschiedlichsten Medikamenten sie 
vor Herausforderungen stellen. Auch in 
der Medizintechnik ächzt es im Gebälk. 

Medizin braucht  
Weitblick
Die Bundesvorsitzende Gitta Connemann MdB  

zu Gast bei Branchenexperten in Südbaden
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Vieles, was unter dem Stichwort „Büro-
kratie“ zusammengefasst werden könnte, 
macht gerade klein- und mittelständischen 
Unternehmen das Leben schwer bis un-
möglich. In der Zwischenzeit kämpfen 
Pflegepersonal und Patienten gleicher-
maßen mit den Auswirkungen der DRGs 
(Diagnosis Related Groups) oder leichter 
verständlich: den Fallpauschalen, die die 
„wirtschaftlichen“ Folgen einer Krankheit 
abbilden und regeln sollen. Diese sollen 
aktuell zwar abgeschafft und sogenannte 
„Vorhaltepauschen“ eingeführt werden, 
allerdings ist grundsätzlich zu wenig Geld 
im System bei gleichzeitig steigender In-
flation und höchsten Anforderungen an 
das Personal und Einsatz von high-tech 
Medizin. 
Die Medical Device Regulation (MDR) 
ist eine EU-Verordnung, die Hersteller 
einhalten müssen, um Medizinprodukte 
in der EU in den Verkehr bringen zu 
können. Der regulatorische Rahmen für 
die Medizintechnik-Branche wurde mit 
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dieser MDR, sowie einer Vielzahl neuer 
umweltrechtlicher Auflagen, in den 
letzten Jahren so stark aufgebläht, dass 
eine Umsetzung fast bzw. nicht mög-
lich ist. Bürokratie und Rechtsunsicher-
heit steigen, wie z. B. auch durch völlig 
praxisuntaugliche Nachweisgesetze. 
Hierdurch werden dringend benötigte 
Kapazitäten durch den Aufbau von zu-
sätzlicher Administration verschwendet. 
Die Innovationskraft der Branche leidet, 
die Produktpreise steigen und im inter-
nationalen Vergleich ist man nur schwer 
konkurrenzfähig.
Dr. Madline Gund, MBA, MSc., Fach-
ärztin für Oralchirurgie und Mitglied 
des Landesvorstandes der MIT Baden-
Württemberg, war hierbei Moderator 
und Betroffene zugleich. Durch ihre me-
dizinische Tätigkeit konnte sie nicht nur 
konkret über die Versorgung und Ver-
fügbarkeit von Arzneien und Medizin-
produkten berichten, sondern gab auch 
Einblicke in den anstrengenden Alltag 
von Pflegekräften und Ärzten. Während 
der Leistungsdruck steigt, nimmt die 
Personaldecke ab. Die Sorge um das Wohl 
des Patienten droht sich im Dschun-
gel der Regulierung und Bürokratie zu 
verlieren.
Klaus Moser, Qualitätsmanagement-
beauftragter der Firma Stoma / Storz 
am Markt GmbH hielt ebenfalls ein 
flammendes Plädoyer für die Zukunft 
der medizinischen Versorgung – in 
Deutschland. Innovationsbereitschaft 
und Kontinuität dokumentiert die über 
100jährige Firmengeschichte. Aktuell 
muss aber festgestellt werden, dass es 
selbst für altbewährte Produkte, die seit 
Jahrzehnten auf dem Markt sind (z. B. 
ein Mundspiegel) - plötzlich und EU-ge-
wollt – eine 60 bis 70 Seiten umfassende 
neue Dokumentation braucht. Die 
Stahlsorte muss ebenso nachgewiesen 
werden, wie die Produkterkennung. 
Stoma ist dieser Verpflichtung durch 
Einsatz eines Matrixcodes, der sich 
unmittelbar auf den Instrumenten be-
findet, nachgekommen. Nutzung be-
deutet aber auch Abnutzung und so 
stellt sich auf dem Markt die Frage, ob 
die Abnutzung eines Codes die Lebens-
dauer eines Instrumentes, entgegen 
dem Bekenntnis zur Nachhaltigkeit, 
seine Nutzungsdauer begrenzt. Produk-
te unter 100 € können unter wirtschaft-

V.l.n.r.: Ruth Baumann (Bezirksvorsitzende MIT Südbaden), Dr. Madline Gund MBA, MSc (Landesvor-
standsmitglied der MIT BW), Gitta Connemann MdB (Bundesvorsitzende der MIT), Klaus Moser (Firma 
Stoma/ Storz am Markt GmbH)
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lichen Gesichtspunkten nicht mehr 
repariert werden und mutieren somit 
zu Wegwerfartikeln. Kleine Firmen aus 
dem nicht-europäischen Ausland, ohne 
entsprechende Nachweise, drängen zu 
dem auf den Markt. Unternehmen, die 
sich an die Vorgaben halten, stehen mit 
Kilopreisen statt zertifizierter Qualität, 
im Wettbewerb. 
Für die Bundesvorsitzende Gitta Conne-
mann kann es nicht sein, dass jahrelange 
Erfolgsgeschichten durch übertriebene 
Zertifizierungen ausgebremst werden. 
Es braucht für alle Beteiligten, vom Her-
steller bis zum Patienten, Planbarkeit. 
Zertifikate müssen eine Aussagekraft 
haben (erinnert sei an die Erfahrung mit 
Masken in der Coronazeit), müssen un-
bürokratischer auch verlängert werden 
können. Bei Neuzertifizierungen muss es 
schneller gehen, denn wir haben kein Er-
kenntnis- oder Lösungsproblem, sondern 
ein Umsetzungsproblem. 
Die Veranstaltung zeigte deutlich, dass 
das Wohl des Patienten untrennbar mit 
einer gesicherten Versorgung mit Per-
sonal, Medikamenten und Ausrüstung 
verbunden ist. Es war ein Bekenntnis zu 
einer für ALLE Marktteilnehmer verbind-
lichen Zertifizierung, die aber nicht als 
(bürokratischer) Selbstzweck, sondern 
zielgerichtet ausgerichtet sein muss. Bei 
allem Verständnis für die angestrebte 
Kostendämpfung bei den gesetzlichen 
Krankenversicherungen muss gelten: es 
darf nicht zu Lasten des Patienten und 
der Behandlung gehen. 
„Gesundheit ist unser höchstes Gut“, so 
die Bezirksvorsitzende Ruth Baumann in 
ihrem Schlusswort, „daher gilt es aus-
sagekräftige Zertifikate, die nicht eine 
bürokratische Selbstbeschäftigung dar-
stellen, zu schützen und als wahres Quali-
tätssiegel zu bewerben“. Überbordende 
Bürokratie und ausufernde Prozesse dür-
fen nicht zu einem marktbereinigenden 
Moment gegen klein- und mittel-
ständische Betriebe mutieren. So bremst 
man im Land der Tüftler und Denker In-
novationen aus. Medizin braucht Weit-
blick, deswegen werden weitere Ver-
anstaltungen folgen.  

Ruth Baumann,

mit-suedbaden.de
Angora-Moden GmbH
Plochinger Str. 30 - Eingang Blumenstraße  73779 Deizisau

Tel.: 07153 23071
Fax: 07153 28841
E-Mail Angora-Moden@t-online.de

Ihre ANGORA-Spezialisten
für natürliche Funktionsbekleidung

Eigene Herstellung 
in Deizisau

Versand - Fabrikverkauf

www.angora-moden.de

Körper Klima

Schweiß

Kälte

Hitze

Zugluft

ANGORA



24 Nr. 9 | 2023

Der Bezirk Nordwürttemberg lud am 
04.10. 2023 zu einem MIT-Wasenabend 
in der Almhütte Royal ein.
In der extra für uns reservierten Loge 
konnten wir ca. 80 MIT- und CDU Mit-
glieder begrüßen. Sehr gefreut haben 
wir uns über den Besuch von Steffen Bil-
ger MdB, Fabian Gramling MdB, Chris-
tian Gehring MdL, Manuel Hagel MdL, 
Felix Schreiner MdB. 
Zu den weiteren Gästen zählten auch 
der Vizepräsident des DSB, Kevin 
Kratsch, der Präsident und die Vize-
präsidentin des Landesverbandes 
Schausteller und Marktkaufleute Ba-
den-Württemberg e. V., Werner Burg-
meier und Linda Brandl, sowie Marc 

Roschmann, 1. Vorsitzender des Schau-
stellerverbandes Südwest Stuttgart. 
Bei bester Stimmung und gutem Essen 
wurde natürlich politisiert aber auch 
gelacht. 
Alle Anwesenden waren sich einig, dass 
der Wasenabend auf jeden Fall nächstes 
Jahr wiederholt werden muss. 
Wir danken Familie Renoldi von der 
Almhütte Royal ganz herzlich für die 
Gastfreundschaft. 

MIT Nordwürttemberg, 

info@mit-nordwuerttemberg.de,

mit-nordwuerttemberg .de

MIT Nordwürttemberg 
goes Wasen
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gruner.de

Wenn etwas richtig gut in einem System funktionieren 
soll, dann ist es oft maßgeschneidert. So wie unsere 
Beiträge zu zahllosen Innovationen für zuverlässige 

Elektrotechnik in Automobilen und Gebäuden, die auf 
den Punkt abliefert. Aus Wehingen für die Welt. 
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Ohne den Transport von Gütern, ohne die 
Logistik funktioniert keine Wirtschaft. Um 
Waren und Dienstleistungen zur richtigen 
Zeit am richtigen Ort und in der richtigen 
Menge bereitzustellen, bedarf es jedoch 
noch einiges mehr. Vor dem Hintergrund 
der gesellschaftlichen und wirtschaft-
lichen Herausforderungen ist eine funk-
tionierende Logistik für den Erfolg von 
Unternehmen in der globalisierten Wirt-
schaft von zentraler Bedeutung. Zu diesem 
Thema luden der MIT Kreisverband Hohen-
lohe und Wirtschaftsrat Deutschland Sek-

tion Hohenlohe/Schwäbisch Hall erstmals 
in einer gemeinsamen Veranstaltung am 
9. Oktober 2023 nach Krautheim in Rüdin-
gers Jagstforum ein. 
Wie sehr das topaktuelle Thema auf hohes 
Interesse stieß, zeigte die überdeutlich 
große Zahl der angemeldeten Gäste. 
Immerhin umfasst die Logistik mehr als 
drei Millionen Beschäftigte und ist nach 
dem Automotive-Sektor der zweitgrößte 
deutsche Wirtschaftsbereich mit mehr als 
300 Milliarden Umsatz und über 70.000 
Unternehmen. Mit diesen Zahlen unter-

strich Johannes Schmalzl, Sprecher der 
Sektion Hohenlohe/Schwäbisch Hall in 
seinen Begrüßungsworten die Bedeutung 
der Branche. Mit dem Hinweis hier im 
Hause eines Unternehmens zu sein, des-
sen Innovationssprünge beispielhaft für 
die Branche zu sein, übergab er danach das 
Wort an Roland Rüdinger, Geschäftsführer 
der Rüdinger Spedition und Vorsitzender 
der MIT Hohenlohe. Wie die Realität in 
der heutigen Logistik aussieht, machte 
der Speditionschef an Hand konkreter 
Beispiele drastisch deutlich. So würde 

Prof. Dr. Tobias Bernecker, Geschäftsführer Zweckverband Regional-Stadtbahn Neckar-Alb

Johannes Schmalzl, Sprecher der Wirtschaftsrat-
Sektion Hohenlohe/Schwäbisch Hall

Die Teilnehmergruppe des Speditionsrundgangs

Wirtschaftsrat vor Ort –  
Logistik im Mittelpunkt
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z. B. allein die ab Dezember dieses Jahres 
erfolgende Mauterhöhung um 80 Prozent 
zu einer Verteuerung der innerdeutschen 
Transporte führen. Sein Unternehmen ist 
ein in der Region beheimateter, in dritter 
Generation geführter Familienbetrieb 
mit über 600 Beschäftigten. Die Rüdinger 
Spedition gilt in der Logistik 4.0 aufgrund 
hohen Digitalisierungsgrads und inno-
vativer Technologie als federführend in 
Deutschland. Mit effizienter Arbeitsweise 
werden alle drei Transportrouten, über 
Land-, Luft- und Seeweg angeboten. 
Mit welchen Herausforderungen sein 
Unternehmen wie alle Wirtschaftsunter-
nehmen dabei konfrontiert sind, wurden 
in seinem Impulsvortrag deutlich und auch 
in den darauffolgenden Ausführungen 
des seit Jahren profunden Logistikkenners 
Prof. Dr. Tobias Bernecker, Geschäfts-
führer Zweckverband Regional-Stadt-
bahn Neckar-Alb. In seinem Vortrag „Lo-
gistik, Transport, Verkehr – Wohin führt 
der Weg?“ zeigte Prof. Bernecker ein-
drucksvoll das Spannungsfeld zwischen 
Veränderungsdruck und ungewissen 
Rahmenbedingungen auf. Zur Frage klima-
neutraler Güterverkehr und Erwartungen 
an die Politik ergaben dabei Interviews von 
Frachtführern, dass es bei den alternativen 
Antrieben vor allem auf Planungssicher-
heit, Tank- und Ladeinfrastruktur sowie 
auf Zuschüsse ankomme. Geht es um die 
Verbesserung intermodaler Transport-
angebote gelingt die Stärkung in erster 
Linie durch fünf Erfolgsfaktoren. 
Allen voran Leistungsversprechen ein-
halten, in Echtzeit informieren, bei Störung 
proaktiv Lösungen anbieten, Transport-
schäden vermeiden (Safety), Transportgut 
schützen (Security). Ein weiterer heraus-
ragender Punkt war die gezeigte Statistik 
zum Bürokratieaufwand im Straßenbau, 
die zeigte, dass rd. 30-40 Prozent der 
Planungszeit auf bürokratische Prozes-
se entfällt. Zum Schluss seines Vortrags 
ergaben sich aus der Frage, warum sich 
Schienen-Reaktivierungen aus der Pers-

pektive der regionalen Wirtschaft lohnen, 
auch einige Punkte, die als Kernargumente 
auch für eine Reaktivierung der Kochertal-
bahn gelten können. So das Beispiel der 
Stadtbahn Karlsruhe-Heilbronn. Auf der 
Linie S4 zwischen Heilbronn - Öhringen 
haben sich die Fahrgastzahlen gegenüber 
der Prognose in kurzer Zeit verdoppelt. 

Ähnliche Effekte seien auch 
bei anderen reaktivierten 
und ausgebauten Strecken in 
Baden-Württemberg zu be-
obachten. Prof. Berneckers 
Fazit umfasste am Ende fünf 
Empfehlungen: Verlässliche 
Technologiepfade – keine 
Experimente; bessere Pro-
zesse – mehr staatliches Geld 
alleine reiche nicht; weniger 
Bürokratie – mehr Resilienz 
& Krisenfestigkeit; den Wett-
bewerb um Fachkräfte; mehr 
auf die Branche hören. 
Kurz und knackig ging danach 
Andrea Marongiu, Geschäfts-
führer, Verband Spedition und 
Logistik Baden-Württemberg, 
kritisch auf die Themen des 
Abends mit Punkt für Punkt 
aufgezählten Anmerkungen 
zum politischen Regelwerk 
ein. So forderte er u. a. mehr 

Energieoffenheit und weniger Ideologie, 
mehr Ingenieure und Wissenschaftler 
sprechen lassen, mehr Beschleunigung bei 
den Prozessen, was z. B. bei der Realisie-
rung der LNG-Terminals ginge, müsse auch 
in anderen Bereichen gehen können. Und 
zu guter Letzt gabs noch einige Worte zum 
Jagstforum-Gastgeber Rüdinger, dessen 
Innovationsfreude beispielgebend für die 
Branche sei, kein anderer Spediteur mute 
sich diese Komplexität zu.  

Werner Koch (Pressereferent),

werner.koch@wernerkoch.de,

mit-hohenlohe.de

Roland Rüdinger, Geschäftsführer, Rüdinger Spedition GmbH

Andrea Marongiu, Geschäftsführer, Verband Spedition und Logistik Baden-Württemberg
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Neugier ist die Kraft der Motivation, die 
den Menschen antreibt um Wissen und 
Verständnis zu gewinnen. Prof. Dr. h. c. 
mult. Reinhold Würth antwortete einst 
spontan auf die Frage, welche seiner 
Eigenschaften selbst als die wichtigste 
für den Unternehmenserfolg bezeichnen 
würde: “Meine Neugier. Ich wollte schon 
immer wissen, ob dieses und jenes auch 
noch geht.“ Beste Voraussetzungen 

um einige Antworten darauf zu finden, 
dafür wurde ist neue Würth Innovations-
zentrum CURIO entstanden. 
Offiziell eingeweiht am 28. September 
2022, präsentieren sich mit einem In-
vestitionsvolumen von 
75 Millionen Euro auf rund 15.500 Qua-
dratmeter modernste Labore und Arbeits-
plätze am Heimatstandort Künzels-
au. Ziel ist es hier, mit kreativen Ideen 

Innovationszyklen zu verkürzen sowie 
Neu- und Weiterentwicklungen noch 
schneller und kundenspezifischer auf 
den Markt zu bringen. Im Innovations-
zentrum arbeiten rund 250 Menschen 
aus der Produktentwicklung der Adolf 
Würth GmbH & Co. KG, den Produktions-
gesellschaften der Würth-Gruppe sowie 
Wissenschaftler und Studierende von 
technischen Universitäten. Der Fokus 

Reinhold-Würth-Innovationszentrum Curio in Künzelsau

Spannender Besuch  
in Würths  
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der Forschungsarbeit liegt auf den 
Kompetenzfeldern Verbindungstechnik, 
Schrauben, Dübel, Chemie, Maschinen 
und Systeme. Durch die Kooperation mit 
dem Karlsruher Institut für Technologie 
KIT, der Universität Stuttgart und der 
Reinhold-Würth-Hochschule in Künzels-
au entsteht eine Innovationsoase aus For-
schung, Entwicklung und Anwendung.
Prof. Dr. h.c. mult. Reinhold Würth, 
Vorsitzender des Stiftungsaufsichts-
rats der Würth-Gruppe, bei seiner Rede 
im Rahmen der Eröffnungsfeier:„Das 
Innovationszentrum ist deutliches Be-
kenntnis zu unseren Wurzeln und zum 
Wirtschaftsstandort Hohenlohe, eine In-
vestition in das Wachstum und damit die 
Zukunftsfähigkeit des Unternehmens. 
Gleichzeitig ist es klarer Beweis für die 
Herstellerkompetenz von Würth und 
damit für die anwenderfokussierte Quali-
tät unserer Produkte. Das Vertrauen unse-
rer Kundinnen und Kunden macht dies 
möglich – dafür bedanke ich mich.“ 
Kein Wunder, dass die Besuchergruppe 
der MIT Hohenlohe voller Neugier 
war, was sich ihnen in den, im archi-
tektonischen Bauhaus-Stil gestalteten 
Gebäuden am 20. Oktober dieses Jahres 
präsentieren wird. Begrüßt wurden die 
38 angemeldeten Teilnehmer von Nor-
bert Heckmann, Sprecher der Geschäfts-
leitung der Adolf Würth GmbH & Co. KG, 
der auch durch das Innovationszentrum 
führte. Mit dabei war Johannes Schmalzl, 

Vorstand der Würth-Stiftung. Für die MIT 
begrüßte Roland Rüdinger, Vorstands-
vorsitzender der MIT Hohenlohekreis 
und bedankte sich für die Einladung. 
Immer wieder waren die Besucher hoch 
beeindruckt und kamen aus dem Staunen 
nicht heraus, welche Innovationskraft 
die interdisziplinären Forschungs- und 
Entwicklungsbüros darstellen. Werk-
stätten, Prüffelder, Klimakammern, 3D-
Drucktechnik, Seismik-Prüfstände für die 
Dübeltechnik 
Swie ein IoT-Labor („Internet of Things“) 
treiben die anwendungsorientierte For-
schung und Entwicklung voran. Erdbeben 
können im Innovationszentrum simuliert 
und Produkte auf ihre Funktionalität in 
Extremsituationen geprüft werden. Klima-

kam mern und ein Tropenhaus simulieren 
relevante Umweltbelastungen. Mitar-
beiten den bieten sich modernste Arbeits-
plätze und ganz neue Entwick lungs mö glich-
keiten. Überrascht waren viele der Besucher 
über Heckmanns Aussage, wonach Würth 
fast zwei Drittel seiner verkauften Produkte 
selbst produziert. Das heißt, Würth ist auf 
dem Weg vom reinen Händler zum Produ-
zenten. Mit angeregter Diskussion und bes-
ter Stimmung ging am Abend ein beein-
druckender Besuch zu Ende. 

Werner Koch (Pressereferent),

werner.koch@wernerkoch.de,

mit-hohenlohe

PRÄZISION 
UND SCHNELLIGKEIT

UC Tools GmbH  | Otto-Hahn-Str. 34 | D-75248 Ölbronn-Dürrn
+49 (0)7237 48682 0 | info@uc-tools.de | www.uc-tools.de

Reinhold-Würth-Innovationszentrum Curio in Künzelsau

Eine rundum begeisterte und beeindruckte Teil-
nehmergruppe

V. l. n. r.: Johannes Schmalzl (Vorstand der Würth-Stiftung), Roland Rüdinger, (Kreisvorsitzender KV 
MIT-Hohenlohe), Konrad Weibler (stv. Vorsitzender, KV MIT-Hohenlohe), Norbert Heckmann (Sprecher 
der Geschäftsleitung der Adolf Würth GmbH & Co. KG), Joachim Scholz (Bürgermeister der Gemeinde 
Schöntal)

Norbert Heckmann stellt das Reinhold-Würth-In-
novationszentrum Curio vor

Spannender Besuch  
in Würths  
Innovationszentrum 
CURIO
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Unsere Bundestagsabgeordnete für den Wahlkreis Lörrach-
Müllheim hatte sie eingeladen. Gitta Connemann tourte durch 
Baden-Württemberg und konnte sich auf ihrer Reise einen 
guten Eindruck von den Themen machen, die unseren mittel-
ständischen Unternehmern sehr stark zu schaffen machen 
und die bei zwei Unternehmensbesuchen in Binzen und einer 
Diskussionsveranstaltung im dortigen Rathaus am 7. Oktober 
2023 intensiv diskutiert wurden. Dabei erlebte sie schon auf 
der Anreise am Vorabend die Innovationskraft unserer Region. 
Sie fuhr in einem Auto, das mit Wasserstoff angetrieben wird 
vom Thyssenturm in Rottweil in ihr Quartier in Eimeldingen.

Politik trifft Wirtschaft 
– Gitta Connemann 
im Wahlkreis Lörrach-
Müllheim

Diskussion mit Gitta Connemann 
MdB im Binzener Rathaussaal

Anfahrt mit Zukunftstechnologie: (v.l.n.r) Gitta Connemann MdB (Vorsitzende 
MIT-Bund), Sylvia Eberhardt, Michael Böhler, Dietrich Eberhardt (MIT Kreisver-
band Lörrach)
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Die erste Station war der „Bürginhof“ in Binzen, ein familien-
geführter Obst- und Gemüseanbaubetrieb, der auf die Direkt-
vermarktung seiner landwirtschaftlichen Produkte setzt. Linda 
und Markus Bürgin sind schon die zweite Generation, und die 
Nachfolgegeneration mit den vier Kindern steht schon in den 
Startlöchern, um das mittelständische Landwirtschaftsunter-
nehmen weiterzuentwickeln. Ihr Marketingkonzept ist attrak-
tiv und zukunftsweisend: Statt Massenware aus vorwiegend 
agro-industriellem Anbau werden den Kunden regionale, frisch 
erzeugte Produkte angeboten, die auf kurzen Transportwegen 
auf die lokalen Wochenmärkte gelangen oder im eigenen Hof-
laden verkauft werden. Ein Mittelstandidyll – so könnte man 
meinen. Diese Vorstellung wird jedoch durch die überbordende 
Bürokratie und Kontrollen in unserem Land sehr stark getrübt. 
Dies gefährdet vor allem die kleinen und mittelständischen Be-
triebe in ihrer Existenz, weil sie mittlerweile überproportional 
viel Zeitaufwand in die Abarbeitung von wirklichkeitsfernen 
Vorschriften und Auflagen investieren müssen, die nicht ein-
mal mehr zwischen Groß- und Kleinbetrieben unterscheiden. 
Wenn diese unproduktive Mehrarbeit nicht mehr im Familien-
betrieb kompensiert werden kann, muss dieser Zeitaufwand 

durch zusätzliche Arbeitskräfte aufgefangen werden, deren 
Einsatz allerdings das Produktangebot verteuert und die 
Wettbewerbssituation der Familienbetriebe nachhaltig ge-
fährdet. Gerade wegen dieser staatlichen Regelungswut und 
Misstrauenskultur sind viele Landwirtinnen und Landwirte 
frustriert und denken mithin auch ans Aufgeben. Hier muss 
die Politik schnell mutige Entscheidungen treffen, damit am 
Ende nicht nur ein paar Vorzeigebetriebe übrigbleiben und die 
Versorgung der Bevölkerung mit regional erzeugten Lebens-
mitteln nicht zum politischen Lippenbekenntnis verkommt.

Das Thema „Bürokratie“ verfolgte Gitta Connemann auch bei 
ihrem Anschlussbesuch im „Hieber‘s Frische Center“ in Binzen, 
das zu einer Kette von 16 Lebensmittemärkten im Dreiländer-
eck gehört. Das Unternehmen hat sich aus einem dörflichen 
Lebensmittelladen entwickelt und beschäftigt heute an die 
tausend Mitarbeiter und ist dabei ein Familienunternehmen 
geblieben, das sich für die Versorgung der Bevölkerung mit fri-
schen Lebensmitteln einsetzt und deshalb viele Produkte der 

Pressteile
Presswerkzeuge

www.sixt-gmbh.de 

Ihr Partner… von der 
 Entwicklung bis zur Serie.

Sixt GmbH Rudolf-Diesel-Str. 1 · 71106 Magstadt
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Im Hofladen bei Bürgins, (v.l.n.r.) Diana Stöcker MdB, Gitta Connemann MdB

Auf dem Bürginhof in Binzen, (v.l.n.r.) Diana Stöcker MdB, Gitta Connemann 
MdB, Markus Bürgin

Frisches Obst vom Bürginhof, Diana Stöcker MdB, Gitta Connemann MdB
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regionalen Erzeuger im Angebot führt. Der Seniorchef Jörg Hie-
ber und seine Mitarbeiter stellten im Gespräch anschaulich dar, 
wie die neuen Bürokratiemonster sein Unternehmen massiv 
belasten und sein attraktives Warenangebot für seine Kunden 
teurer machen. Das Lieferkettensorgfaltsgesetz, die Kassen-
sicherungsverordung 2023, die Verordnung für elektronische 
Rechnungen, das Energieeffizienzgesetz und die LACON-Zerti-

fizierung für ökologisch erzeugte Lebensmittel seien neben vie-
len anderen Auflagen direkte Inflationstreiber. Dies seien nur 
die wichtigsten, wurde berichtet und schon fast bizarr wirke, 
dass in einigen Fällen die Prozeduren dieser Kontrollmechanis-
men noch gar nicht nachvollziehbar ausgestaltet seien - aber 
Hauptsache, die Daten würden schon mit großem Aufwand er-
hoben und die dazu gehörenden Institutionen installiert. Diese 
Realbeispiele nahmen Gitta Connemann und Diana Stöcker für 
ihre politische Arbeit mit nach Berlin.

Mit diesem unternehmerischen Stimmungsbild ausgestattet 
ging es zur Diskussion in den Binzener Rathaussaal. Gitta 
Connemanns Impulsvortrag „Zukunft Mittelstand: Welche 
wirtschaftspolitischen Weichen müssen gestellt werden?“ 
beleuchtete die dramatische wirtschaftspolitische Bilanz der 
Ampel-Regierung: Aktuellen Prognosen zufolge wächst die 
Weltwirtschaft um voraussichtlich drei Prozent, während die 
Wirtschaft in Deutschland um 0,3 Prozentpunkte schrumpft. 
Genau wie die besuchten Unternehmer befürchteten noch 
weitere Unternehmerinnen und Unternehmer, dass unser 
Wohlstand durch die Ampel-Politik gefährdet sei. Gitta Con-
nemann ging auf die vielen Fragen, was jetzt getan werden 
müsse, um das Ruder herumzureißen mit vielen konkreten 
Vorschlägen ein. 

Eine der größten Belastungen für Wirtschaft, Arbeitsplätze 
und Investitionen ist die ausufernde Bürokratie in unserem 

Interessante Diskussion im Hieber-Markt in Binzen

Im Hieber-Markt in Binzen, Jörg Hieber (2. v.r) und sein Team (2. v.r) mit 
Diana Stöcker MdB, Gitta Connemann MdB, Ruth Baumann (stv. Bundes-
vorsitzende der MIT-Bund) Norbert Bekermann (MIT- Südbaden), Werner 
Dannenberger

Familie Markus und Linda Bürgin mit Diana Stöcker MdB und Gitta Conne-
mann MdB, Werner Dannenberger 2. v.l. (CDU Gemeindeverband Vorderes 
Kandertal), Dietrich Eberhardt (MIT Kreisverband Lörrach)

Wir arbeiten mit folgenden Materialsystemen 

 PUR-Hartschaum
 PUR-Integral-Hartschaum
 PUR-Kompaktduromer
 PUR-RRIM / RRIM / HS-RRIM(High-Speed) / HT-RRIM
 PUR-SRIM

Erwin Friedmann Kunststoffwerk  GmbH 
77656 Offenburg, Industriestraße 9 
Tel. 07 81 / 9 69 34 – 0 Fax 07 81 / 9 69 34 - 99 
vertrieb@friedmann-formteile.de 
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Land. Deshalb sollen alle neuen Gesetze gestoppt werden, 
die mehr Bürokratie verursachen. Deutschland braucht eine 
spürbare Entlastung, vor allem für die Normal- und Gering-
verdiener. Wer mehr arbeitet, muss auch mehr davon haben. 
Deshalb wird die Forderung nach steuerfreien Überstunden 
aufgestellt. Es braucht einen „Bürokratie-TÜV“ um Bürokratie- 
und Kontrollauswüchse zu erkennen, eine Gründerschutz-
zone für junge Unternehmer. Aber vor allem braucht es einen 
„Pakt für Leistung“ anstatt einer Belohnung für das Nichts-
tun, der die Deckelung der Sozialabgaben bei 40 Prozent, das 
Freistellen der Steuern von Überstunden und Arbeiten im 
Rentenalter. 

Gitta Connemann stellte in diesem Zusammenhang fest, dass 
die Ampel mit ihrem Wirtschafts-minister Habeck an einer pro-

funden „Mittelstandsblindheit“ leidet. Das Bundeswirtschafts-
ministerium fördert mit großem Aufwand die Ansiedlung 
internationaler Unternehmen und vernachlässigt dabei gezielt 
die Anliegen unserer zahlreichen mittelständischen Betriebe, 
die die Säule unserer Wirtschaft und Arbeitsplätze darstellen, 
gerade auch außerhalb der städtischen Ballungszentren. Im 
Dreiländereck Deutschland - Frankreich - Schweiz liegt dieses 
Ballungszentrum mit dem Hauptort Basel sogar außerhalb 
der Europäischen Union. Die daran angrenzenden deutschen 
Landkreise bilden dabei das überwiegend ländlich geprägte 
Hinterland mit vielen mittelständischen Betrieben, die in vie-
len Fällen in ein grenzüberschreitendes Wirtschaftsgeflecht 
eingebunden sind.

Mit einer Visite im Weingut Walz in Heitersheim schloss Gitta 
Connemann ihre Besuchstour ab. Ihre Feststellung ist für die 
MIT und unsere CDU ein absolutes Muss: „Wir brauchen einen 
spürbaren und echten Bürokratieabbau, der ein kostenloses 
Konjunkturpaket sein könnte!“ 

Dietrich Eberhardt,

dietrich.eberhardt@itrc.de

Gitta Connemann MdB und 
Diana Stöcker MdB im Binze-
ner Rathaussaal

MIT Frauen-Power im Binzener Rathaussaal 

Willkommen im Barefoot Home – 
nachwachsende Rohstoffe, ehrliche 
Materialien, klare Raumstrukturen 
– das ist Barefoot Home designed by 
Til Schweiger. Dazu sagt der bekannte 
Filmemacher: “Für mich ist es schön, 
wenn ich die Stimmung aus meinen 
Filmen weitergeben kann. Es geht 
darum, mit Freunden und Familie eine 
entspannte Zeit zu haben.“

Besuchen Sie unser Musterhauszentrum  
in 72531 Hohenstein, tgl. 10 - 17 Uhr.

www.schwoererhaus.de

Wirtschaftsforum_Barefoot-Home_88x125.indd   1Wirtschaftsforum_Barefoot-Home_88x125.indd   1 13.11.23   11:2213.11.23   11:22
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Assamstadt. Die steile Bergauf-Entwicklung und Erfolgs-
geschichte sowie die momentan im Bau befindliche Erweiterung 
der Produktionshallen war primärer Anlass eines Besuchs und 
einer Betriebsbesichtigung von MdL Professor Dr. Wolfgang 
Reinhart, Bürgermeister Joachim Döffinger sowie Vertretern 
der MIT Main-Tauber und der Frauen Union bei dem Start-Up-
Unternehmen VD AluSystems in Assamstadt.

VD AluSystems wurde 2021 von Inhaber Viktor Dietrich in 
Assamstadt in einem mittlerweile abgebrochenen Gebäude ge-
gründet. In nur kurzer Zeit hat sich der Familienbetrieb mit in-
zwischen insgesamt fast 70 Mitarbeitern zu einem führenden 
Hersteller hochwertiger Aluminiumprofile für Überdachungen 
entwickelt sowie etabliert. 
„Innovation, Kreativität, Diversifikation und Mut zur Investition“ 

Junges Familienunter-
nehmen hat sich in 
kürzester Zeit zu-
kunftsgerecht zu einem 
Marktführer entwickelt

Betriebsbesichtigung bei dem Start-Up-Unternehmen VD AluSystems in 
Assamstadt von MdL Professor Dr. Wolfgang Reinhart (3. von rechts), 
Bürgermeister Joachim Döffinger (4. von rechts), der Kreismittelstands-
union sowie der Frauen Union gemeinsam mit dem geschäftsführenden 
Inhaber Viktor Dietrich (rechts).
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bescheinigte Wolfgang Reinhart dem Jungunternehmen und 
dessen Gründer. „Direkte Nähe zum Zubringer an die A81 sowie 
Lage im Einzugsgebiet der drei Flughäfen Frankfurt, Stuttgart 
und Nürnberg“, verdeutlichte er zudem die attraktiven infra-
strukturellen Standortvorteile der Gemeinde Assamstadt und 
des Gewerbegebietes „Am Gamberg“.
„Wir wollen weiter expandieren und investieren“, hob Ge-
schäftsführer Dietrich mit Blick darauf hervor, dass seit un-
gefähr zwei Monaten auf einem direkt benachbarten, 0,6 Hek-
tar großen Areal eine weitere, rund 5.000 Quadratmeter große 
Produktionshalle mit einem Investitionsvolumen in Höhe von 
voraussichtlich 2,8 Millionen Euro erbaut werde. Die Fertig-
stellung ist für Ende des Jahres geplant. Nachdem VD AluSys-
tems bereits im vergangenen Jahr seinen Umsatz in Höhe meh-
rerer Millionen Euro steigern habe können, strebe man 2023 
einen Jahresumsatz von sogar 12 Millionen Euro an, gab Viktor 
Dietrich bekannt.
Explizit attestierte Dietrich der Gemeindeverwaltung Assam-
stadt und Rathauschef Joachim Döffinger eine „von Anfang 
an gute und unbürokratische Zusammenarbeit auf kurzen 
Wegen“. „Das Unternehmen und Viktor Dietrich waren zum 
richtigen Zeitpunkt am richtigen Ort“, erwiderte der Bürger-
meister. Zusätzlich erfreut zeigte sich Döffinger, dass so-
wohl der Gründer und Inhaber mit seiner Familie als auch 
inzwischen weitere Mitarbeiter des jungen, aufstrebenden 
Firmenteams mit ihren Angehörigen sich in Assamstadt 
wohnhaft niedergelassen haben.
 „Wir brauchen Unternehmer und keine Unterlasser. Wer in-
vestiert, zeigt Vertrauen in die Zukunft. Das deutsche Hand-
werk und der Mittelstand haben alle Chancen“, unterstrich 
Wolfgang Reinhart abschließend, der VD AluSystems als leuch-
tendes Beispiel und bereicherndes Erfolgsmodell sowohl für die 
Gemeinde Assamstadt als auch für die Region und darüber hin-
aus bezeichnete. 

Prof. Dr. Wolfgang Reinhart MdL (Kreisvorsitzender),

wolfgang.reinhart@cdu.landtag-bw.de 

Seit ungefähr zwei Monaten baut das Start-Up-Unternehmen VD AluSystems 
in Assamstadt auf einem direkt benachbarten, 0,6 Hektar großen Areal eine 
weitere, rund 5.000 Quadratmeter große Produktionshalle mit einem Investi-
tionsvolumen in Höhe von voraussichtlich 2,8 Millionen, deren Fertigstellung 
für Ende des Jahres geplant ist.
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Viktor Dietrich (Mitte), Gründer und geschäftsführender Inhaber des Start-
Up-Unternehmens VD AluSystems in Assamstadt, sowie MdL Wolfgang Rein-
hart (rechts) und Bürgermeister Joachim Döffinger.
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Auf Einladung der CDU Mosbach und der 
Mittelstands- und Wirtschaftsunion der 
CDU Neckar-Odenwald berichtete Mario 
Röllig, Vorstandsmitglied der CDU Berlin 
Pankow, über seine Erfahrungen, die er in 
der Diktatur der ehemaligen DDR und auf-
grund eines Fluchtversuchs 1987 in den 
Westen als Gefangener in einem Gefäng-
nis der Staatssicherheit gemacht hat.
Mario Röllig wuchs in behüteten Verhält-
nissen im Berliner Stadtteil Köpenick auf. 
Nach seiner Ausbildung zum Restaurant-
fachmann arbeitete er zunächst im Flug-
hafen Berlin-Schönefeld. Wegen seiner 
Freundschaft zu einem West-Berliner 
Politiker wollten ihn Mitarbeiter des Mi-
nisteriums für Staatssicherheit (MfS) als 
Inoffiziellen Mitarbeiter (IM) des DDR-
Staatssicherheitsdienstes anwerben. 
Doch Röllig lehnte es ab, andere zu be-
spitzeln. Aufgrund seiner Weigerung 
wurde ihm seine Arbeitsstelle von den 
Behörden weggenommen und eine neue 
Arbeit als Aushilfe an einem Imbissstand 
zugewiesen. Mit seinem Leben in der 

DDR immer mehr unzufrieden, versuchte 
der 20-jährige im Juni 1987 aus der DDR 
über Ungarn und Österreich nach West-
deutschland zu fliehen. Er wurde jedoch 
von der ungarischen Grenzpolizei ver-
haftet und in das Stasi-Gefängnis nach 
Berlin-Hohenschönhausen gebracht. 
Über den Ort seiner Haft ließ man ihn 
bewusst im Unklaren. Von der Außenwelt 
hermetisch abgeschnitten saß er Mona-
te lang in einer dunklen Einzelzelle. Sein 
einziger menschlicher Kontakt waren 
die Verhöre durch gut ausgebildete Ver-
nehmer. Nach rund vier Monaten Unter-
suchungshaft wurde Röllig gegen Kau-
tion freigelassen. Im März 1988 konnte 
er nach West-Deutschland ausreisen.
Die psychische Folter, der Röllig in der 
Haft ausgesetzt war, erinnerte ihn mehr-
fach an seinen Geschichtsunterricht über 
die Nazi-Methoden im Dritten Reich. Röl-
lig entschloss sich daher, für die Freiheit 
einzutreten. Voraussetzung für ein eigen-
verantwortliches Leben in Freiheit ist, so 
Röllig, ein funktionierender und verläss-

licher Rechtsstaat, der die Grundrechte 
jedes einzelnen Menschen schützt. Im 
Jahr 2003 trat er bewusst in die CDU ein, 
weil sie bis heute für ihn als einzige Par-
tei an die schweren Jahre der Deutschen 
Teilung und an ihre Opfer erinnert. Nicht 
zuletzt ist sie die einzige Partei, die jedes 
Jahr den Tag der Deutschen Einheit in 
zahlreichen Festveranstaltungen feier-
lich begeht. Damit verkörpert die CDU 
auch viele seiner persönlichen Werte. 
Ariane Spitzer bedankte sich bei Mario 
Röllig für die bedrückenden Einblicke in 
die Diktatur der DDR und betonte, dass 
es gerade jetzt wichtig sei, die freiheitlich 
demokratische Grundordnung zu schüt-
zen. Nur in Freiheit seien die Menschen 
bereit und in der Lage, sich für unserem 
Wohlstand und unsere Wirtschaft einzu-
setzen. 

Dr. Alexander Ganter (Pressesprecher),

Ganter.MOS@gmx.de,

mit-neckar-odenwald.de

„Freiheit 
ist nicht 
nur ein 
Wort“
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„Ich bin neu in der MIT, weil …

Stefan Glaser
Business Development Manager

MIT Lörrach

„… ich daran mitarbeiten möchte, 
den Mittelstand wieder mehr in 
den Mittelpunkt der gesellschaft-
lichen Diskussion zu stellen und 
zukünftige Herausforderungen zu 
meistern.“

Sein Studium zum Wirtschaftsingenieur 
und -juristen absolvierte Stefan Glaser 
(33) berufsbegleitend bei der Daimler 
AG in Stuttgart. Dort arbeitete er meh-
rere Jahre in der Produktstrategie und 
-planung für Mercedes-Benz Pkw an der 
Entwicklung von Elektrofahrzeugen und 
zugehörigen Ladedienstleistungen. Seit 
2020 arbeitet er in der Schweiz im stra-
tegischen Vertrieb in mittelständischen 
Unternehmen im Bereich Automotive 
sowie Rüstung.

Nebenbei ist Stefan Glaser als Dozent 
und Prüfer an einer Hochschule tätig. 
Ausserdem hält er Vorträge zum Themen-
bereich Elektromobilität, um dabei zu 
helfen die kursierenden Gerüchte für und 
gegen diese Antriebsform auszumerzen.

In seiner Freizeit verbringt Herr Glaser 
Zeit mit seinem Ungarischen Vorsteh-
hund in der Natur, macht Sport und hört 
dabei eine Vielzahl politischer und 
wirtschaftlicher Podcasts. 

Stefan Glaser,

stefanglaser@freenet.de

Karin Hübner 
Diplom-Verwaltungswirtin

MIT Ludwigsburg

„…für Deutschland als attraktiven 
Wirtschaftsstandort bin.“

Karin Hübner (Jahrgang 1969) hat an 
der Hochschule für öffentliche Ver-
waltung und Finanzen Ludwigsburg 
studiert.
Sie war bis zum Jahr 2007 beim 
Regierungspräsidium Stuttgart in den 
Bereichen Ausländer- und Asylrecht, 
Planfeststellung und Enteignung tätig.
Seit 2007 ist sie beim Ministerium für 
Wirtschaft, Arbeit und Tourismus Ba-
den-Württemberg tätig, u. a. in der 
EU-Förderung.

Karin Hübner ist der Mittelstands-und 
Wirtschaftsunion beigetreten, weil sie 
eine freie Marktwirtschaft befürwortet, 
bei welcher der Markt durch den Preis-
mechanismus (Angebot und Nachfrage) 
und nicht durch staatliche Interventionen 
reguliert wird. Den einzelnen Marktteil-
nehmern soll dabei das Recht gegeben 
werden, sich frei entfalten zu können.

In ihrer freien Zeit interessiert sie sich 
für Reisen und Sprachen. 

Karin Hübner

Theorie und Hands-on-Mentalität waren jeher 
zwei wichtige Faktoren für Herrn Amann.
Herrn Amanns beruflicher Werdegang 
begann mit einem dualen Studium an der 
DHBW Mannheim, Schwerpunkt Logistik. 
Nach seinem dualen Studium bei DPDHL 
wechselte er in den Personalbereich als As-
sistent und Kommunikationskoordinator 
des dortigen Personalleiters. 
Im Oktober 2022 wechselte Herr Amann 
zur BJ Automotive GmbH, um dort die 
Stelle als Personalleiter zu besetzen.
Heute leitet er alle personalrelevanten The-
men des Unternehmens und fungiert als 
Ansprechpartner für div. Verbände / Organi-
sationen. Zudem betreut er die Themen Com-
pliance und Nachhaltigkeitsmanagement.
Neben dem Beruf ist Herr Amann enga-
giertes Mitglied der CDU Deutschland 
sowie der Jungen Union. Hierbei hatte er 
auch bereits verschiedenen Funktionen 
(z. B. Schatzmeister).
In seiner Freizeit betreibt Herr Amann 
sehr gerne Sport, liest Sachartikel, hört 
Hörbücher/ Podcasts und verreist gerne 
in fremde Städte und Länder.  

Marc Nicolai Amann,

marc-amann.nicolai@web.de

Marc Nicolai Amann
Personalleiter 
MIT Heilbronn

„… die MIT die wichtigen Themen 
unserer Zeit anspricht und wir 
nur gemeinsam als politische 
Organisation ein Umdenken in 
unserem Land erreichen können.“

MIT Land
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Deutschland befindet sich weiter im 
Abschwung, das laufende Quartal ist 
ein erneuter Na-ckenschlag für unse-
re Volkswirtschaft. Bis Jahresende wird 
die Produktion um ganze 0,6 Prozent 
geschrumpft sein. Die Auftragsbücher 
leeren sich, Umsätze gehen zurück. Mit 
den steigenden Insolvenzen explodieren 
Forderungsausfälle, dadurch kommen 
zunehmend auch die Gläubiger-Unter-
nehmen in Gefahr. Die Inflation sinkt, ist 
aber immer noch eine schwere Hypothek 
für Unternehmen und Haushalte. Die Ein-
stellungsbereitschaft der Un-ternehmen 
schwindet, die Arbeitslosigkeit steigt. Mit 
den schwächelnden Exporten sinken die 
Perspektiven der Exportunternehmen. Für 
sie kommt mit dem Angriff auf Israel eine 
weitere geopolitische Belastung hinzu. 
Schärfere Finanzierungsbedingungen 
bremsen ins-besondere KMU immer mehr 
aus. Der Pessimismus in der Wirtschaft 

nimmt zu, insbeson-dere im Mittelstand. 
Traurig, aber konsequent: Der Zuspruch 
der Mittelständler zum Wirt-schafts-
standort Deutschland geht zurück. Und 
nicht nur die Bevölkerung, auch die Wirt-
schaftsexperten verlieren ihr Vertrauen 
in die Wirtschaftspolitik der Regierung. 
Eine gute Wirtschaftspolitik sieht anders 
aus, es ist höchste Zeit zum Umsteuern! 
Die Regierung muss dem Absturz Ein-
halt gebieten, Bürokratie verhindern und 
abbauen, gegen Fachkräf-temangel und 
hohe Energiepreise vorgehen.

Wachstum und Produktion

Deutschland befindet sich weiter im Ab-
schwung. Im laufenden Quartal dürfte 
die Wirtschaftsleistung um rund 0,4 % 
schrumpfen. Die Wirtschaftsinstitute 

haben ihre Prognose seit Frühjahr um 0,9 
Prozentpunkte reduziert und gingen zu-
letzt von einer Schrumpfung im Gesamt-
jahr um 0,6 % aus (Gemeinschafts-
diagnose 28.09.23). Die Produktion im 
Produzierenden Gewerbe ist im August 
gegenüber Juli um 0,2 % gesunken, 
gegenüber dem Vorjahr lag sie um 1,7 % 
niedriger (Destatis 09.10.23).

Auftragslage

Der Auftragseingang im Verarbeitenden 
Gewerbe ist im August um 3,9 % gegen-
über Juli gestiegen, lag jedoch um 10,1 % 
unter dem Wert des Vorjahresmonats 
(Destatis 06.10.23). Im Herbst nahmen 
nur für 25,2 % der mittelständischen 
Unternehmen die Umsätze zu (Vor-
jahr: 34,1 %). Gleichzeitig leeren sich bei 
den KMU die Orderbücher, für 31,8 % 
der Unternehmen gingen die Auftrags-
eingänge zurück (Vorjahr: 25,2 %) (Credi-
treform 05.10.23).

Insolvenzen

Im 1. HJ stiegen die Insolvenzen im Vor-
jahresvergleich um 20 %. Am stärksten 
betroffen waren Unternehmen im Groß-
handel, gefolgt vom verarbeitenden Ge-
werbe und der Gastronomie. Erheblich 
schneller gestiegen als die Anzahl der 
Insolvenzen ist mit einem Plus von 80 % 
die Höhe der Forderungsausfälle gegen-
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MITTELSTAND 
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MIT Bund

Geschäftsklima im Mittelstand: Fallgeschwindigkeit etwas geringer
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Deutschland befindet sich weiter im Abschwung, das laufende Quartal ist ein erneuter Na-
ckenschlag für unsere Volkswirtschaft. Bis Jahresende wird die Produktion um ganze 0,6 
Prozent geschrumpft sein. Die Auftragsbücher leeren sich, Umsätze gehen zurück. Mit den 
steigenden Insolvenzen explodieren Forderungsausfälle, dadurch kommen zunehmend 
auch die Gläubiger-Unternehmen in Gefahr. Die Inflation sinkt, ist aber immer noch eine 
schwere Hypothek für Unternehmen und Haushalte. Die Einstellungsbereitschaft der Un-
ternehmen schwindet, die Arbeitslosigkeit steigt. Mit den schwächelnden Exporten sinken 
die Perspektiven der Exportunternehmen. Für sie kommt mit dem Angriff auf Israel eine 
weitere geopolitische Belastung hinzu. Schärfere Finanzierungsbedingungen bremsen ins-
besondere KMU immer mehr aus. Der Pessimismus in der Wirtschaft nimmt zu, insbeson-
dere im Mittelstand. Traurig, aber konsequent: Der Zuspruch der Mittelständler zum Wirt-
schaftsstandort Deutschland geht zurück. Und nicht nur die Bevölkerung, auch die Wirt-
schaftsexperten verlieren ihr Vertrauen in die Wirtschaftspolitik der Regierung. Eine gute 
Wirtschaftspolitik sieht anders aus, es ist höchste Zeit zum Umsteuern! Die Regierung 
muss dem Absturz Einhalt gebieten, Bürokratie verhindern und abbauen, gegen Fachkräf-
temangel und hohe Energiepreise vorgehen. 
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Geschäftsklima

Geschäftslage

Geschäftserwartungen

Geschäftsklima im Mittelstand: Fallgeschwindigkeit etwas 
geringer

Quelle: KfW/ifo-Mittelstandsbarometer <kfw.de/s/dekE8ce> (19. September 2023)
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über Gläubigern, die mit den Insolvenzen 
einhergehen. (DZ Bank/FAZ 04.10.23). Im 
August war die Zahl der Regelinsolvenzen 
um 13,8 % gegenüber dem Vorjahres-
monat gestiegen (Destatis 13.09.23).

Inflation

Die Inflationsrate ist rückläufig, lag aber 
im September mit 4,5 % noch immer um 
mehr als das Doppelte über der EZB-
Zielmarke (Destatis 28.09.23). Die Gas-
preise stiegen im 1. HJ gegenüber dem 
vorangegangenen Halbjahr um 31,3 % 
(Vorjahresvergleich: +52,5 %), die Strom-
preise um 21,0 % (Vorjahresvergleich: 
+26,2 %) (Destatis 29.09.23). Mehr Unter-
nehmen wollen ihre Preise weiter er-
höhen, etwa in der Gastronomie oder im 
Verarbeitenden Gewerbe, insbesondere 
der Autoindustrie (ifo 29.09.23).

Arbeitsmarkt

Die Herbstbelebung am Arbeitsmarkt 
fällt in diesem Jahr gering aus. Die Zahl 
der Arbeitslosen hat im September 
gegenüber dem Vormonat sogar leicht 
zugenommen, die Arbeitslosenquote 
hat sich gegenüber dem Vorjahresmonat 
um 0,3 Prozentpunkte auf 5,7 % erhöht 
(ILO-Konzept: 3,2 %) (BA 29.09.23). Das 
ifo-Beschäftigungsbarometer sank im 
September auf den niedrigsten Wert 
seit Februar 2021, damit bekam die Ein-
stellungsbereitschaft der Unternehmen 
einen Dämpfer (ifo 27.09.23).

Außenwirtschaft

Im August 2023 sind erneut die Exporte 
(-1,2 %) und die Importe (-0,4 %) gegen-
über dem Vormonat gesunken. Die Ex-
porte lagen im August um 5,8 % und die 
Importe um 16,8 % unter dem Vorjahres-
niveau (Destatis 05.10.23). Die Ausfuhr 
in alle wichtigen Regionen ist gegen-
wärtig rückläufig. Die Stimmung in der 
deutschen Exportindustrie hat sich im 
September merklich verschlechtert, die 
ifo-Exporterwartungen fielen von -6,5 auf 
-11,3 Punkte (ifo 26.09.23).

Finanzierung

Die Finanzierungsbedingungen für den 
Mittelstand verschlechterten sich im 
Herbst signifikant. Nur 21,3 % der KMU 
beantragten in den letzten Monaten ein 
Darlehen (Vorjahr: 32,4 %), 55,8 % be-
richten von verschärften Finanzierungs-
bedingungen. Gleichzeitig hat sich der 
Anteil der eigenkapitalschwachen Unter-
nehmen zuletzt auf 28,3 % erhöht (Credi-
treform 05.10.23). Die Sparquote dürfte 
nach dem einem Rückgang in diesem Jahr 
auf 11,0 % im kommenden Jahr weiter fal-
len (2024: 10,7 %) (DSGV 04.10.23).

Standortattraktivität

Der Standort Deutschland verliert 
im Mittelstand an Zuspruch, die In-
vestitionsbereitschaft ist im Herbst auf 

den niedrigsten Wert seit 20 Jahren ge-
fallen: Nur noch 38,4 % der KMU planen 
Investitionen (Vorjahr: 46,2 %) (Creditre-
form 05.10.23). Im September waren nur 
noch 41 % der Bürger davon überzeugt, 
dass Deutschland für Unternehmen at-
traktiv ist, 2022 waren es noch zwei 
Drittel (Allensbach/FAZ 21.09.23). Die 
VWL-Professoren bewerten die Wirt-
schaftspolitik in Deutschland mittler-
weile negativ (Durchschnittsnote: 4,0) 
(ifo 05.10.23).

Geschäftsklima Mittelstand

Der Creditreform-Geschäftsklimaindex 
für den Mittelstand rutschte erstmals 
seit 2020 in den negativen Bereich (Cre-
ditreform 05.10.23). Auch das KfW/ifo-
Mittelstandsbarometer verschlechterte 
sich im September weiter, allerdings mit 
etwas gebremster Fallgeschwindigkeit. 
Ungebremst verschlechtert sich dabei 
die aktuelle Geschäftslage der KMU. Bei 
den Zukunftserwartungen hatte sich die 
Stimmung hingegen geringfügig ver-
bessert, allerdings fand die Umfrage vor 
dem Angriff auf Israel statt. Deutlich ein-
getrübt hat sich insbesondere die Stim-
mung der mittelständischen Bauunter-
nehmen, etwas besser ist die Stimmung 
im Verarbeitende Gewerbe (KfW/ifo 
09.10.23). 

MIT Bund,

info@mit-bund.de,

mit-bund.de
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IT-Sicherheit ist nicht lediglich ein tech-
nisches Thema. Es gilt auch wesentliche 
rechtliche Aspekte im Auge zu behalten. 
Geschäftsführer müssen sich bewusst sein, 
dass sie in diesem Bereich auch haftungs-
rechtlich in der Verantwortung stehen. 

Im Wesentlichen bedeutet IT-Sicherheit, 
die digitalen Daten und Systeme eines 
Unternehmens vor Schäden, Verlust 
und unberechtigtem Zugriff zu schüt-
zen. Dazu gehören sowohl technische 
Maßnahmen als auch organisatorische 
Regelungen. Geschäftsführer haben die 
Pflicht, das Unternehmen vor Schäden zu 
bewahren. Dies schließt auch den Schutz 
der IT-Systeme ein. Verstößt ein Ge-
schäftsführer gegen diese Pflicht, kann 
er u.U. dafür haftbar gemacht werden.

Rechtlicher Rahmen  
der IT-Sicherheit

In Deutschland stecken eine Reihe von 
unterschiedlichen Gesetzen und Ver-
ordnungen den Rechtsrahmen für die 
IT-Sicherheit ab. Dabei sind u. a. die nach-
folgenden Regelungen von Bedeutung. 
Es ist zu beachten, dass dieser Überblick 
nicht abschließend ist und die genauen 
Vorgaben und Anforderungen je nach 
Branche, Art der Datenverarbeitung und 
weiteren Faktoren variieren können:

Gesetz über den Datenschutz und den 
Schutz der Privatsphäre in der Tele-
kommunikation und bei Telemedien 
(TTDSG): Im Rahmen des TTDSG werden 

u. a. wesentliche datenschutzrechtliche 
Vorgaben aus dem Telekommunikations-
gesetz (TMG) und dem Telemedien-
gesetz (TMG) zusammengefasst. Zu-
sätzlich spielen auch die Vorschriften 
aus der Datenschutz-Grundverordnung 
(DSGVO) eine wesentliche Rolle.

Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) und 
DSGVO: Diese Gesetze und Verordnungen 
regeln den Schutz personenbezogener 

Rechtsanwalt Stefan Hösler, Fachanwalt für Bank- 
und Kapitalmarktrecht, Senior Manager bei der 
Kanzlei SONNTAG.

IT-Sicherheit und 
Haftungsrisiken für 
Geschäftsführer und 
Vorstände

Wirtschaft
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Daten. Unternehmen müssen sicher-
stellen, dass personenbezogene Daten 
geschützt und nur unter bestimmten 
Bedingungen verarbeitet werden. Bei-
spielsweise fordert Art. 32 DSGVO, das 
Unternehmen geeignete technische und 
organisatorische Maßnahmen nach dem 
Stand der Technik treffen, um ein dem 
jeweiligen Risiko angemessenes Schutz-
niveau zu gewährleisten.

Gesetz zur Erhöhung der Sicherheit 
informationstechnischer Systeme (IT-
Sicherheitsgesetz): Hier werden ins-
besondere Betreiber von kritischen 
Infrastrukturen (z. B. Energie, Wasser, 
Verkehr) dazu verpflichtet, bestimmte 
Sicherheitsstandards zur Vermeidung 
von Störungen der Verfügbarkeit bzw. 
zur Wahrung der Integrität, Authentizität 
und Vertraulichkeit ihrer informations-
technischen Systeme einzuhalten und IT-
Sicherheitsvorfälle zu melden. 

Bürgerliches Gesetzbuch (BGB): Die je-
weiligen Verträge über die Erbringung von 
IT-Dienstleistungen (z. B. Softwareent-
wicklung, Cloud-Dienste) können Regelun-
gen zur IT-Sicherheit enthalten. Dabei kann 
es sich um vertragliche Vereinbarungen 
handeln, die über die gesetzlichen Mindest-
anforderungen hinausgehen.

Haftungsrisiken für  
Geschäftsführer und Vorstände

In Deutschland sind Geschäftsführer von 
GmbHs und Vorstände von AGs hohen 
Anforderungen in Bezug auf ihre Pflich-
ten und die damit verbundene Haftung 
ausgesetzt. IT-Sicherheitsverstöße und 
IT-Compliance-Verstöße können zu einer 
haftungsrechtlichen Inanspruchnahme des  
Unternehmens, sowohl im Innen- als auch  
im Außenverhältnis führen.

Geschäftsführer und Vorstände müs-
sen geeignete Organisationsstrukturen 
schaffen und die laufenden Geschäfte 
überwachen. Versäumnisse können zu 
einer Haftung führen, insbesondere 
wenn Schäden entstehen, die bei 
ordnungsgemäßer Organisation und 
Überwachung hätten vermieden wer-
den können.

Als mögliche Folgen stehen z. B. Buß-
gelder gemäß Art. 83 Abs. 4 lit. a DSGVO 
bei Verstößen gegen Art. 32 DSGVO 
und Schadensersatz- und Schmerzens-
geldforderungen durch Vertragspartner 
und Dritte im Raum. Weiterhin sind ne-
gative versicherungsrechtliche Folgen 
denkbar. Der Versicherer könnte sich 
nämlich auf das Kürzungsrecht gemäß  
§ 81 Abs. 2 VVG berufen, wenn übliche IT-
Sicherungsmaßnahmen nicht getroffen 
wurden und daraus ein Schaden entsteht. 

Geschäftsführer und Vorstände haften 
gegenüber der Gesellschaft persön-
lich für Schäden, die aus einer Pflicht-
verletzung resultieren, sofern sie nicht 
nachweisen können, dass sie die Sorg-
falt eines ordentlichen Geschäftsleiters 
angewandt haben (§ 93 Abs. 2 AktG 
für Vorstände; § 43 Abs. 2 GmbHG für 
GmbH-Geschäftsführer).

Geschäftsführer und Vorstände kön-
nen zudem auch strafrechtlich be-
langt werden, wenn sie gesetzliche 
Vorgaben nicht einhalten. Hierzu ge-
hören beispielsweise Vorschriften des 
Strafgesetzbuchs (z. B. Untreue, Be-
trug), des Handelsgesetzbuchs, des In-
solvenzrechts oder des Steuerrechts. 

Handlungsempfehlung

Trotz der hohen Anforderungen und der 
damit verbundenen Haftungsrisiken stehen 
Geschäftsführern und Vorständen auch 
Mittel zur Verfügung, um sich gegen un-
berechtigte Forderungen zu wehren und 
ihre Haftung zu minimieren. Es ist jedoch 
wichtig, sich der Risiken und Pflichten be-
wusst zu sein und entsprechende Vorsichts-
maßnahmen zu treffen. Hierzu sollte man 
sich u. a. regelmäßig über IT-Sicherheits-
risiken informieren, die Mitarbeiter mit 
dem Umgang von sensiblen Daten schulen 
und über einen Notfallplan für den Fall 
eines Sicherheitsvorfalls verfügen. Die obi-
gen Ausführungen sind allgemein gehalten 
und können Besonderheiten des Einzelfalls 
nicht berücksichtigen. Bei tatsächlicher Be-
troffenheit sind auf jeden Fall eine individu-
elle Analyse und Beratung erforderlich. 
Gerne stehen Ihnen hierfür die Experten 
der Kanzlei SONNTAG zur Verfügung. 

RA Stefan Hösler,

ukm@sonntag-partner.de,

sonntag-partner.de
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Die Stiftung Familienunternehmen hat 
in einer empirischen Studie klären las-
sen, wie hoch die Bürokratiebelastung 
durch die Umsetzung der EU-Geldwä-
scherichtlinie in Deutschland im Ver-
gleich zu Frankreich, Italien und Öster-
reich ist. In den dazu eingerichteten 
Transparenzregistern müssen die 
wirtschaftlichen Eigentümer von Unter-
nehmen, wie auch von Vereinen und 
Stiftungen eingetragen werden. Wer 
gegen die Meldepflicht verstößt, muss 
mit Bußgeld rechnen. Banken sind ver-
pflichtet, die Informationen des Regis-
ters zu nutzen, um den wirtschaftlichen 
Eigentümer eines Kunden korrekt zu 
identifizieren. Dies soll der Bekämpfung 
von Geldwäsche und Terrorismus-
finanzierung dienen. 
Mit der Studie wurden das Centrum 
für Europäische Politik (CEP) und die 
Prognos AG beauftragt. Sie wurde vom 
Normenkontrollrat Baden-Württem-
berg mitinitiiert und unterstützt. 
Der Vergleich der Bürokratiebelas-

tung hat ergeben: 80 % der Unter-
nehmen in Österreich haben für den 
Ersteintrag überhaupt keinen Auf-
wand. In Frankreich benötigen sie ca. 
20 Minuten und in Deutschland bis zu 
45 Minuten. Italien hat die rechtlichen 
Grundlagen für das Transparenzregister 
geschaffen, dieses aber noch nicht frei-
geschaltet. Während die Unternehmen 
in Österreich, Frankreich und Italien 
Änderungen innerhalb von vier Wochen 
bzw. 30 Tagen angeben müssen, sind sie 
in Deutschland verpflichtet, dies unver-
züglich zu tun.

Die Registerqualität entscheidet

Der Grund für die höhere Belastung in 
Deutschland liegt nicht – was vielfach 
angenommen wird – daran, dass die 
EU-Vorgaben in Deutschland durch ein 
Bundesgesetz verschärft wurden (Gold 
Plating), sondern am Verwaltungsvoll-

zug, und zwar an der Registerqualität. 
Österreich, Frankreich und Italien 
haben ein sog. Teilregister eingerichtet, 
d.h. vorhandene Unternehmens-
register werden um eine Spalte mit 
dem wirtschaftlichen Eigentümer er-
weitert. Vorbildlich ist Österreich. Dort 
wurde zwischen den Unternehmens-
registern und dem Transparenz(teil)
register ein automatischer Datenver-
kehr eingerichtet (Once Only). So sind 
zumindest die 80% der Unternehmen 
in Österreich, deren wirtschaftliche 
Eigentümer bereits aus dem Unter-
nehmensregister hervorgehen, nicht 
meldepflichtig. In Frankreich müssen 
die Unternehmen zwar die wirtschaft-

Dr. Gisela Meister-Scheufelen, 
Projektverantwortliche Bereich Wissenschaft,  
extern, Stiftung Familienunternehmen

Transparenzregister 
führt in Deutschland  
zu höheren Belastungen  
als in anderen  
EU-Ländern
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lichen Eigentümer angeben, aber unter 
erleichterten Bedingungen. 

Registermängel in Deutschland

Die Daten der Transparenzregister soll-
ten EU-weit vernetzt werden können, 
um z. B. die Informationen von Tochter-
unternehmen im Ausland zu gewinnen. 
Dazu müssen die Datensätze zu den 
wirtschaftlichen Eigentümern in den 
Registern strukturiert und in einem ein-
heitlichen Datenformat vorliegen. Die 
deutschen Unternehmensregister, wie 
das Handelsregister, verfügen nicht über 
diese Registerqualität. Zum Teil enthalten 
sie handschriftliche Gesellschafterlisten 
als Scan. Der Bundesregierung erschien 
es zeitlich nicht machbar, die bestehenden 
Register, wie die Handelsregister, digital so 
zu ertüchtigen, dass Daten ausgetauscht 
und grenzüberschreitende Zugriffe er-
möglicht werden können. Das deshalb not-
wendige Transparenz-Vollregister musste 
von den Unternehmen erneut vollständig 
und manuell mit Daten befüllt werden. 
Hochgerechnet hat dies bei den ca. 
1,7 Mio. meldepflichtigen Unternehmen 
in Deutschland zu einem Aufwand von 
insgesamt bis zu 47 Mio. Euro geführt. 
Hinzu kommt, dass die Unternehmen 
alle Änderungen sowohl dem Register, 
in das sie aufgrund ihrer Rechtsform ein-
getragen sind, als auch dem Transparenz-

register melden müssen. Der Nationale 
Normenkontrollrat bemängelt zu Recht, 
dass die Bundesregierung nicht die Chan-
ce genutzt hat, das Transparenzregister als 
Einstieg für das geplante Unternehmens-
Basisregister zu nutzen. Das Basisregister 
soll dazu dienen, dass die Unternehmen 
ihre Daten künftig nur noch einmal nen-
nen müssen und alle anderen Behörden 
darauf zugreifen können. 

Entlastungsvorschläge

Hilfreich wäre, so resümieren die Forscher, 
ein einziges europäisches Transparenz-
register zu schaffen. Falls dies politisch 
nicht durchsetzbar erscheint, sollte das 
Once Only-Prinzip umgesetzt und die 
Voraussetzungen geschaffen werden, auf 
bereits vorhandene Daten automatisiert 
zugreifen zu können. Ferner sollte die 
Funktionalität der nationalen Register ver-

bessert werden. Viele empfundene Be-
lastungen basieren auf nutzerunfreund-
lichen digitalen Lösungen und Prozessen. 
Zu den Verbesserungsvorschlägen gehört 
die Möglichkeit, Einträge mehrerer 
Tochtergesellschaften zentral verwalten zu 
können, sich wiederholende Datenein-
gaben zu wirtschaftlichen Eigentümern zu 
vermeiden und daran erinnert zu werden, 
wenn Daten aktualisiert werden müssen. 
Schließlich sollten die Unterstützungs- und 
Beratungsangebote des Bundesanzeiger-
Verlags, der in Deutschland für das Trans-
parenzregister zuständig ist, ausgebaut 
und das Informationsmaterial, ins-
besondere die Leitlinien, umfassender und 
verständlicher werden. 

Dr. Gisela Meister-Scheufelen,

meister-scheufelen.extern@familien 

unternehmen.de,

familienunternehmen.de

 
Die Studie 

Regulatory and financial burdens of EU legislation in four Member States –  
a comparative study, Vol. 3: Burdens arising from the transparency register of 
the anti-money laundering directive, Munich 2023, kann abgerufen werden 
unter: www.familienunternehmen.de. 
Rückfragen bitte an Dr. Gisela Meister-Scheufelen,  
meister-scheufelen.extern@familienunternehmen.de richten.
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Wir freuen uns auf Ihre Bewerbung 
an karriere@sonntag-partner.de
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Das Vertrauen, das die Sparkassen bei 
den Unternehmen wie auch bei den 
Privatkundinnen und -kunden seit ihrer 
Gründung vor rund 200 Jahren genießen, 
nutzen die Sparkassen auch für die not-
wendige Transformation hin zu mehr 
Nachhaltigkeit. Dabei fungieren die 
Sparkassen als verlässliche Partner des 
Mittelstands und stehen als kompeten-
ter Anbieter vielfältiger Finanzdienst-
leistungen allen Bevölkerungsgruppen 
zur Seite. Eingebettet in ihren öffent-
lichen Auftrag verfügen die 50 Spar-
kassen in Baden-Württemberg ohnehin 
über ein nachhaltiges Geschäftsmodell, 
in dessen Rahmen sie eine gestaltende 
Rolle für die wirtschaftliche, soziale und 
kulturelle Entwicklung in ihren Regionen 
übernehmen.

Dass wir auf den Klimawandel reagie-
ren und eine weitere Erderwärmung 
soweit wie möglich verhindern müs-
sen, bestreitet inzwischen ernsthaft 
niemand mehr. Grundsätzlich ist die 
Wirtschaft in Baden-Württemberg gut 
in der Lage, schnell auf veränderte Be-
dingungen zu reagieren. Dies hat sie 
zuletzt in der Corona-Krise gezeigt und 
genau diese Anpassungsfähigkeit ist 
jetzt erneut gefragt. Die Sparkassen 
verstehen sich dabei nicht nur als 
Kreditgeber, sondern auch als Berater 
und Begleiter der Unternehmerinnen 
und Unternehmer. Gleichzeitig wollen 
wir auch selbst bei der Ausgestaltung 
der Energiewende eine aktive Rolle 
als Finanzierer dieser großen Aufgabe 
übernehmen.

Peter Schneider, Präsident des Sparkassenverbands 
Baden-Württemberg

Sparkassen begleiten Wirtschaft in der Transformation – aber sie handeln auch selbst:

Das Engagement  
bei Transnet ist dafür 
herausragendes Beispiel
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Umbau der Energieversorgung  
ist Mammutaufgabe

Eine der wichtigsten Voraussetzungen 
für die Transformation ist die zuver-
lässige Versorgung mit Energie aus er-
neuerbaren Quellen. Damit Strom aus 
Solar- und Windenergie in ausreichender 
Menge im Südwest zur Verfügung ste-
hen, muss das Netz in Deutschland 
um- und ausgebaut werden. So müssen 
Leitungen, wie die Südlink-Trasse, kom-
plett neu gebaut werden, um die Energie 
aus Windkraftanlagen im Norden in den 
industriestarken Süden zu bringen. Dafür 
sind zweistellige Milliardenbeträge nötig.

Daher waren wir sofort hellhörig als die 
EnBW Anfang 2022 ankündigte, einen 
Teil des Netzbetreibers Transnet zu ver-
äußern, um mit Partnern den gewaltigen 
Finanzbedarf auch in Zukunft zu decken. 
Mit der SV Sparkassenversicherung 
haben wir ein Verbundunternehmen in 
der Finanzgruppe, das bereits mit einer 

Beteiligung am Netzbetreiber Amprion 
gute Erfahrungen gemacht hat. Daher 
lag es nahe, dass wir unter der Führung 
der SV ein Baden-Württemberg Kon-
sortium geschmiedet haben. Kern des 
Konsortiums sind die Sparkassen sowie 
die SV selbst. Ergänzt wird das Süd-
westkonsortium unter anderem von der 
Stuttgarter Lebensversicherung, den Ba-
dischen Versicherungen, der Württem-
bergische Gemeindeversicherung sowie 
dem Versorgungswerk der Evangelischen 
Landeskirche in Württemberg und der 
staatliche L-Bank. Sämtliche Mitglieder 
der Investorengruppe sehen sich als 
langfristig orientierte Finanzpartner von 
TransnetBW, die über das Investment 
einen wesentlichen Beitrag zum Ausbau 
der deutschen Energie-Infrastruktur und 
zum Gelingen der Energiewende leisten 
wollen. Konsortialführer ist die SV Spar-
kassenVersicherung, die von der LBBW 
Corporate Finance als Financial Advisor 
unterstützt wird.

Als wir Ende Mai den Zuschlag für einen 

Anteil in Höhe von 24,95 Prozent der 
Transnet BW erhielten, haben wir uns ge-
freut, weil wir uns in der Verantwortung 
für das Land sehen, gerade auch für eine 
unabhängige, stabile Energieversorgung. 
Der Kauf der 24,95 Prozent ist ein erster 
Schritt. Kapitalerhöhungen werden in 
den kommenden Jahren weitere Enga-
gement- und Beteiligungsmöglichkeiten 
schaffen.

Weitere Investitionen  
in Milliardenhöhe stehen an -  

das geht nur mit privatem Kapital

Hinzu kommen andere Investitions-
projekte, insbesondere der Aus- und Auf-
bau von örtlichen Stromnetzen, die von 
den Stadtwerken zu stemmen sind. Und 
weil die Sparkassen als öffentlich-rechtli-
che Kreditinstitute in kommunaler Träger-
schaft natürliche Partner der Stadtwerke 
sind, wollen wir in diesem Umfeld auch 
eine starke Rolle spielen. Vor diesem 
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Hintergrund erachten die Sparkassen in 
Baden-Württemberg die Finanzierung der 
Transformation als Projekt von geradezu 
historischer Dimension.

Der Schlüssel zum Erfolg dieser Strategie 
liegt in der Mobilisierung privaten Kapi-
tals, wie wir es anhand des erworbenen 
Anteils an Transnet BW in einer Art Pilot-
projekt umsetzen wollen. Dazu eruieren 
derzeit die beteiligten Sparkassen im 
Südwesten gemeinsam mit der Spar-
kassenversicherung die Auflage von Spar-
briefen beziehungsweise Fondslösungen, 
die auch für Sparpläne geeignet sind. 
Über derartige Anlagevehikel könnten 
Privatanlegerinnen und -anleger an der 
Energiewende beteiligt werden. Das-
selbe Prinzip gilt für die Sparkassenver-
sicherung, die zum gleichen Zweck an 

fondsgebundenen Lebensversicherungen 
für die Altersvorsorge arbeitet, deren 
Kapital zur Refinanzierung künftiger 
Zahlungen an Transnet BW bereitstehen 
könnte.

Egal, wie das Anlagevehikel am Ende 
genau aussehen wird, reizvoll dürfte für 
Anlegerinnen und Anleger eine lang-
fristig attraktive Rendite sein – orien-
tiert an den jeweiligen Netzentgelten 
der Bundesnetzagentur. Sobald die Pro-
dukte marktreif sind, können diese über 
die Anlageberaterinnen und -berater der 
Sparkassen oder den Außendienst der 
SV angeboten werden. Sparkassen und 
SV agieren dabei wie ein Katalysator 
für eine breite Beteiligung. Es eröffnet 
sich die Chance, dass die Bevölkerung 
in dezentraler Teilhabe in ihrer Brei-

te an der Energiewende partizipieren 
kann, was wiederum die Akzeptanz für 
Stromtrassen, aber auch Windräder und 
andere Projekte der Energiewende er-
höhen dürfte. Schließlich geht es um zu 
finanzierende Projekte vor der Haustür, 
die den Kundinnen und Kunden eine Teil-
habe an der Energiewende ermöglichen. 
Darüber hinaus stellen die privat zu plat-
zierenden Vehikel eine langfristige, ver-
lässliche Anlageperspektive dar, die ein 
gutes Beispiel für grüne, nachhaltige As-
sets darstellen.

Dass bei Investitionsvorhaben dieser Art 
die Sparkassen eine führende Rolle spie-
len, ergibt sich aus unserem öffentlichen 
Auftrag und dem Regionalprinzip. Wir 
wollen hier die Scharnierfunktion zwi-
schen dem Kapitalbedarf der Energie-Er-
zeuger und -Transporteure sowie den 
Privatanlegerinnen und -anlegern über-
nehmen. Der Einstieg bei Transnet war 
zwar nur ein erster, aber für die Spar-
kassen-Finanzgruppe im Südwesten ein 
historischer Schritt. Kapitalerhöhungen 
sowie weitere Transmissionsprojekte im 
Land, die es in Milliardenhöhe zu finan-
zieren gilt, werden folgen. 

Kontakt:

Stephan Schorn,

Stephan.Schorn@sv-bw.de,

sv-bw.de
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• 57 Prozent der Unternehmen sehen Gefahren durch KI, 35 
Prozent erwarten eine Verbesserung der Cybersicherheit

• Nur jedes Siebte hat sich mit dem KI-Einsatz für Cyber-
sicherheit bereits beschäftigt

Berlin, 31. Oktober 2023 - KI kann nahezu perfekt klingen-
de Phishing-Mails formulieren oder sogar Code für Schad-
software programmieren, KI kann aber auch Spam-Mails aus 
dem Postfach herausfiltern, verdächtige Kommunikation 
auf Servern erkennen und die Verantwortlichen frühzeitig 
bei Angriffen warnen. Ist generative Künstliche Intelligenz 
wie ChatGPT & Co. also ein Werkzeug für Cyberkriminelle 
oder unterstützt es eher die Cyberabwehr? Die Mehrheit der 
Unternehmen sieht derzeit vornehmlich Gefahren durch KI 
für die Cybersicherheit. 57 Prozent meinen, die Verbreitung 
generativer KI wird die IT-Sicherheit gefährden, weil sie von 
Cyberangreifern genutzt werden kann. Auf der anderen Seite 
sind 35 Prozent überzeugt, dass die Verbreitung von gene-
rativer KI die IT-Sicherheit verbessern wird, weil sie bei der 
Abwehr von Cyberangriffen genutzt werden kann. Das sind 
Ergebnisse einer Befragung von 1.002 Unternehmen ab 10 
Beschäftigten im Auftrag des Digitalverbands Bitkom. „KI ist 
eine Basistechnologie, die sowohl großen Nutzen stiften als 
auch Schaden anrichten kann. Regulierung und Verbote wer-
den insbesondere international und teilweise mit staatlicher 
Unterstützung agierende Cyberkriminelle nicht vom KI-Ein-
satz abhalten. Umso wichtiger ist es, die Möglichkeit von KI 
bei der Cyberabwehr bereits heute zu nutzen und die Ent-
wicklungen mit Tempo voranzutreiben“, sagt Susanne Deh-
mel, Mitglied der Bitkom-Geschäftsleitung.
An der Umsetzung hapert es aktuell allerdings noch. Nur 14 Prozent 
der Unternehmen haben sich bereits mit dem KI-Einsatz zur Ver-

besserung der Cybersicherheit beschäftigt. Weitere 24 Prozent 
haben das zwar noch nicht getan, halten dies aber künftig für mög-
lich. Die Mehrheit von 59 Prozent hat sich damit weder beschäftigt 
noch kommt dies für sie in Zukunft in Frage. „In Zukunft wird Künst-
liche Intelligenz in der Standardsoftware zur IT-Sicherheit breit ver-
fügbar sein. Die Sicherheitsexpertinnen und -experten in den IT-Ab-
teilungen sollten darauf aber nicht warten und sich heute bereits mit 
dem KI-Einsatz in der Cybersecurity beschäftigten“, so Dehmel. 

Andreas Streim,

a.streim@bitkom.org,

bitkom.org

KI gilt als neue  
Herausforderung für 
die Cybersicherheit

LÖSUNGEN
FÜR SIE
AUFTRAGSFERTIGUNG

PROTOTYPENBAU 

KONSTRUKTIONEN

GL-GMBH.DE
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Hier geht es zur 
www.mit-bw.de

Ihre Landesgeschäftsstelle der MIT Baden-Württemberg

Wir bedanken uns bei unseren Mitgliedern, Geschäftspartnern und Freunden  

für die Treue und Zusammenarbeit im Jahr 2023  

und wünschen ein erfolgreiches Jahresende, besinnliche Feiertage  

und einen guten sowie gesunden Start ins Jahr 2024!

Claus Gebäudereinigung GmbH & Co. KG · Vaihinger Str. 31 · 71063 Sindelfingen
Tel.: 07031-814792 · info@claus-gebaeudereinigung.de · www.claus-gebaeudereinigung.de

SAUBER

geht‘s

besser!

Bau-Reinigung

Teppichboden-
Reinigung

Glas-Reinigung

Winterdienste /
Parkflächenreinigung

Unterhalts-Reinigung

Reinigung Photovoltaik- 
und Solaranlagen

Kehrwochen-
Reinigung

Jalousien-ReinigungFassaden-Reinigung

Schwimmbad- 
Reinigung

Meisterbetrieb seit 1947
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Inserentenverzeichnis
 

Un te r n e h m e n  i n  a lp h a b e t i s c h e r  Re i h e n fo lge

Inserentenverzeichnis / Marktplatz

Angora Moden GmbH 
angora-moden.de

Friedrich Bühler GmbH & Co. KG
buehler-stahlbau.de

BURGER GROUP
burger-group.com

Karl Burger Maschinenbau GmbH + Co.
burger-maschinenbau.de

Claus Gebäudereinigung GmbH & Co. KG
claus-gebaeudereinigung.de

Dold Holzwerke GmbH
 dold-holzwerke.com

Artur Farr GmbH & Co KG
farr-feinmechanik.de

Martin Fink GmbH & Co. KG
fink-plexiglas.de

Oskar Frech GmbH & Co. KG
frech.com

Erwin Friedmann Kunststoffwerk GmbH
friedmann-formteile.de

GL GmbH Metall- und Werkstattechnik 
gl-gmbh.de

GMT Gummi-Metall-Technik GmbH
gmt-gmbh.de

Grünemay & Abt KG
gruenemay-abt.de

Gruner AG
 gruner.de

Kammerer Gewindetechnik GmbH
kammerer-gewinde.com

Herbert Kaut GmbH & Co.KG
kaut.info

Kierdorf & Söhne GmbH
kierdorf-soehne.de

Systembau Knecht Metzingen GmbH
knecht-systembau.de

Konz & Schaefer Handel GmbH
konzschaefer.de

Härterei Reese Brackenheim GmbH
haerterei.com

Gebrüder Rückert GmbH & Co. KG
 gebrueder-rueckert.de

SchwörerHaus KG
schwoererhaus.de

Sixt GmbH Werkzeugbau u. Stanzerei
sixt-gmbh.de

Sonntag & Partner  
Partnergesellschaft mbB Wirtschaftsprüfer,  
Steuerberater, Rechtsanwälte

sonntag-partner.de

UC Tools GmbH
uc-tools.de

VÖLKLE Bürostühle GmbH
rovo.de

Weber Haus GmbH & Co. KG
weberhaus.de

Wiesbauer GmbH & Co. KG 
wiesbauer.de

WWW.BURGER–GROUP.COM

Die BURGER GROUP mit Haupt-
sitz in Schonach ist einer der 
führenden Systempartner im 
Bereich kundenspezifischer An-
triebstechnik. Mit über 1000 Mit-
denker:innen an acht Standor-
ten in Europa und Nordamerika  
schaffen wir innovative Lösungen 
in Metall, in Kunststoff, im Ma-
terialverbund oder als komplet-
tes mechatronisches System. 
Mit unserer Erfahrung aus über 
165 Jahren Antriebsentwicklung, 
zukunftsweisenden Fertigungs-
technologien und Innovationen 
finden wir für jede Anwendung                                                                                      
                       den passenden 
                                          Antrieb.

ANTRIEBS-
LÖSUNGEN

Schonach | Triberg | Schönwald 
Villingen-Schwenningen | Schwaig 
CH St. Antoni | CZ Kaznějov | CAN Barrie

FÜR HÖCHSTE ANSPRÜCHE
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Wirtschaftsforum – das Magazin der Mittelstands- 
und Wirtschaftsunion Baden-Württemberg er-
scheint zehnmal im Jahr im Rahmen der Mitglied-
schaft. Ist der Verlag durch höhere Gewalt, Streik 
und dergleichen an seiner Leistung verhindert, so 
be steht keine Ersatzpflicht für das Wirtschafts-
forum. 
Herausgegeben von der Mittelstands- und Wirt-
schaftsunion Baden-Württemberg in Zusammen-
arbeit mit der Kaan Verlag GmbH.

Mittelstands- und Wirtschaftsunion 
Baden-Württemberg (MIT) 
Stammheimer Straße 10, 70806 Kornwestheim  
Telefon 07154 8025-140, 
wifo@mit-lvbw.de, 
www.mit-bw.de

Auflage: 5.000 Exemplare für Mitglieder und 
Interessenten

Verlag und Vertrieb:  
Kaan Verlag GmbH 
Klosterstraße 12, 72514 Inzigkofen 
Telefon 07571 7404-0
wifo@kaanmedia.de,  
www.kaanmedia.de

Redaktion Wirtschaftsforum:  
verantwortlich im Sinne des Presserechts 
Ulla Müller-Eisenhardt (MIT BW)  
wifo@mit-lvbw.de

Leitung Wirtschaftsforum:
Andrea Birringer (MIT BW)  
wifo@mit-lvbw.de

Verantwortlicher Redakteur:  
Achim Rieger (Kaan Verlag GmbH)  

Druck: 
Kaan Verlag GmbH
Klosterstraße 12, 72514 Inzigkofen
www.kaanverlag.de

Bildnachweise:  
Diese Ausgabe verwendet Bilder von Pixabay, 
Pixelio, Adobe Stock und MIT Bund.

MIT vor Ort
MIT Alb-Donau/Ulm  

www.mit-alb-donau-ulm.de

MIT Baden-Baden/Rastatt  

www.mittelstand-bad-ra.de

MIT Biberach  

www.mit-bc.de

MIT Böblingen  

www.mit-boeblingen.de

MIT Bodenseekreis  

www.mit-bodenseekreis.de

MIT Breisgau-Hochschwarzwald 

 www.mit-breisgau-hochschwarzwald.de

MIT Calw/Freudenstadt  

www.mit-cw-fds.de

MIT Emmendingen  

www.mit-emmendingen.de

MIT Esslingen  

www.mit-esslingen.de

MIT Freiburg 

www.mit-freiburg.de

MIT Göppingen  

www.mit-gp.de

MIT Heidelberg  

www.mit-heidelberg.de

MIT Heidenheim 

MIT Heilbronn

 www.mit-heilbronn.de

MIT Hohenlohe  

www.mit-hohenlohe.de

MIT Karlsruhe  

www.mit-karlsruhe.de

MIT Karlsruhe Land  

www.mit-karlsruhe-land.de

MIT Konstanz 

www.mit-konstanz.de

MIT Lörrach

MIT Ludwigsburg  

www.mit-ludwigsburg.de

MIT Main-Tauber-Kreis 

 www.mit-main-tauber.de

MIT Mannheim  

www.mit-mannheim.de

MIT Neckar-Odenwald 

www.mit-neckar-odenwald.de 

MIT Ortenau  

www.mit-ortenau.de

MIT Ostalb  

www.mit-ostalb.de

MIT Pforzheim  

www.mit-pforzheim.de

MIT Ravensburg  

www.mit-ravensburg.de

MIT Rems-Murr  

www.mit-remsmurr.de

MIT Reutlingen 

www.cdu-kreis-reutlingen.de/vereinigungen

MIT Rhein-Neckar  

www.mit-rhein-neckar.de

MIT Rottweil

MIT Schwäbisch Hall 

www.mit-sha-kv.de

MIT Schwarzwald-Baar 

 www.mitsbk.de

MIT Sigmaringen 

 www.mit-sigmaringen.de

MIT Stuttgart  

www.mit-stuttgart.de

MIT Tübingen

MIT Tuttlingen

MIT Waldshut

MIT Zollernalb  

www.mit-zollernalb.de

MIT Nordbaden  

www.mit-nordbaden.de

MIT Nordwürttemberg  

www.mit-nordwuerttemberg.de

MIT Südbaden  

www.mit-suedbaden.de

MIT Württemberg-Hohenzollern  

www.mit-wueho.de

MIT Baden-Württemberg  

www.mit-bw.de

MIT Bund  

www.mit-bund.de

Impressum

MIT vor Ort / Impressum
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Aufnahmeantrag

Hiermit bitte ich um die Aufnahme in die Mittelstands- und Wirtschaftsunion.
Die grau hinterlegten Felder werden von der MIT ausgefüllt.

Mitgliedsnummer LV/KV Kriterium

Name, Vorname Geburtsdatum

Beruf

Telefon

Firma Branche

E-Mail-Adresse

Eintrittsdatum

PLZ, OrtStraße, Hausnummer

Unterschrift des Neumitglieds Unterschrift des MIT-Kreisvorsitzenden

Name, Vorname des Kontoinhabers Gläubiger-ID

Geldinstitut IBAN

Einzugsermächtigung
Hiermit ermächtige ich die MIT, bis auf Widerruf meinen Jahresbeitrag und die einmalige Aufnahmespende
von folgendem Konto abzubuchen:

Mein Mitgliedsbeitrag beträgt jährlich         € 
(Mindestbeitrag 90 €/Jahr. Der Mitgliedsbeitrag wird als Jahresbeitrag durch 
eine SEPA-Lastschrift eingezogen.)

  

Jetzt Mitglied werden!
Unterschrift Kontoinhaber

Ich bestätige, kein Mitglied einer anderen Partei als der CDU/CSU zu sein.

Geworben von

BIC

Mittelstands- und Wirtschaftsunion Baden-Württemberg
Stammheimer Str. 10, 70806 Kornwestheim
Telefon: 07154 8025-140 
info@mit-bw.de 
www.mit-bw.de

Um unsere Beziehung zu Ihnen auf Sicherheit, Vertrauen und Nachhaltigkeit aufzubauen, bitten wir Sie, 
uns nachfolgendes Einverständnis zu geben:  
Ich bin mit der Erhebung, Speicherung und Nutzung der vorstehenden personenbezogenen Daten sowie der 
besonderen Arten personenbezogener Daten (§ 3 Abs. 9 BDSG, z.B. politische Meinungen) einverstanden. Die 
Daten werden von der Mittelstands- und Wirtschaftsunion Baden-Württemberg, ihren Gliederungen für die 

Übersendung von Einladungen, Newsletter, Informationsmaterial und des Mitgliedermagazins – auch per E-Mail – genutzt. Eine sonstige 
Weitergabe an Dritte findet nicht statt. Die E-Mail-Adresse kann auch für den Versand von Einladungen zu satzungsgemäßen Versammlun-
gen und Einladungen genutzt werden. Der Versand der Einladungen auf elektronischem Wege steht in diesem Fall dem Postweg gleich.  
Ihre persönlichen Daten werden nach Beendigung Ihrer Mitgliedschaft gemäß der gesetzlichen Bestimmungen gelöscht.

Selbstständig
Nicht selbstständig
CDU-Mitglied
Parteilos

MITTELSTANDS- UND
WIRTSCHAFTSUNION
BADEN-WÜRTTEMBERG

Die Aufnahmespende für meinen
 Kreisverband Landesverband Bundesverband

beträgt einmalig   €

Mitglied werden




